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tion: Herrenſtruße Nr. W. Außerdem übernehmen alle Gef, 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


al, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 24. Mai 1876. 


e Deutſchland. 
0. 6. Landtags⸗Verhandlungen. 
62. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 23. Mat, 
e e "om Miniſtertiſche Graf zu Eulenburg, Geheime Rath von 

rauchilſch u A. 

Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Leſung des Geſetzentwurfs, betref⸗ 
fend die Zuständigkeit der Verwaltungs und Verwaltungs 
gerichtsbehörden im Geltungsbereich der Provinzialordnung von 1875. 

Der Titel I. (88 1 bis 3), der die einleitenden Beſtimmungen enthält, 
wird obne Debatie angenommen. 5 

Tit. II. (88 4 bis 26) handelt von den Kreis⸗ und Stad tausſchüſſen 
und von dem Verfahren vor benfelben. 

$ 4 lautet in der Faſſung der Commiſſion: 6 

„In den Stadlkreiſen, mit Ausnahme des Stadtkreiſes Magdeburg, ſowie 
in den von der Zuständigkeit des Kreisausſchuſſes in Angelegenheiten der 
allgemeinen Landesverwaltung ausgenommenen leximirten) Stadigemeinden 
Zäre in den durch das Geſetz vorgeſehenen Fällen an die Stelle des 

romberg der Stadtausſchuß. k - 

ie 1 Stadtgemeinden werden durch den allegirten $ 5 in fol: 
gender Weiſe angegrenit: 

$ 5. „Stabtgemeinden mit mindeſtens 10,000 Einwohnern werden auf 
Antrag durch den Miniſter des Junern von der Zuſtändigkeit des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes in Angelegenbeitrn der allgemeinen Landesverwaltung ausgenommen. 
Die gleiche Ausnahmestellung kann auch Stadtgemeinden von 8000 bis 
10,000 Einwohnern auf Antrag, unter Zuſtimmun des Provinzialraths, 
durch den Minister des Innern verliehen werden. ie Exemtion ſowie der 
Beginn ihrer Wirkſamleit iſt durch die Geſeßſammlung, ſowie durch das be: 
treffend. Amts und Kreisblatt bekannt zu machen. Auf die vor dieſem 
Beet bereits anhängig gemachten Sachen finden die bis dahin maßge⸗ 

end geweſenen Bestimmungen Anwendung.“ 

Abg. Stengel beantragt, die Ausdehnung der Stadtausſchüſſe auf die 
größeren ſogenaunten erimirten Stadtgemeinden zu beſeitigen und demgemä 
im $ 4 die Worte „ſowie in den von der Zuſtändigkeit des Kreisausſchuſſes 

EL den Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung ausgenommenen 
kimirten) Stadtgemeinden“, ſowie den ganzen $ 5 zu ſtreichen. 

Abg. Stengel: Ich lebe in einer Stadt von 11,000 Einwohnern und 
bin Beigeordneter derſelben, ich muß ſagen, daß für die von der Commiſſton 
beantragte Beſtimmung kein Bedürfniß vorliegt; es wird dadurch ein 
Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land etablirt, wie er in Wirklichkeit nicht be 
Debt, In diefeu kleinen Städten exiſtirt gar nicht das Material zu einem 
Stadtausſchuß neben dem Magiſtrat, es werden in der Regel dieſelben Per⸗ 
ſonen gewählt werden, die Entſcheidungen von derſelben Stelle ergehen, man 
wird ſich bei den Beſchlüſſen des Stadtausſchuſſes nicht beruhigen und es 
werden unverhälmißmäßig oft die höheren Verwaltungsbehörden in Anſpruch ges 
nommen werden. Die Vertreter der kleinen Städte und des platten Landes 
baben in den Kreisausſchüſſen bisber in Einigkeit gewirkt und die ſtädtiſchen 
Vertreter haben es verſtanpen, Dë in denſelben eine einflußreiche Stellung 
u erwerben. Wenn die Städte von der Facultät des § 5 Gebrauch machen, 
o kann dies keine andere Folge haben, als daß auf dem platten Lande eine 

bneigung entſtebt, noch ferner ſtädtiſche Vertreter in den Kreisausſchuß zu 
wählen. Die Commiſſion hat für dieſe Städte nicht einmal einen beiden 
Ausdruck gefunden, ſondern den fremden Ausdruck „eximirt“ wählen müſſen, 
der eines gewiſſen ſeudalen Beigeſchmackes nicht entbehrt. 

Abg. Lasker: In der Tendenz, daß Stadt und Land in Harmonie zu⸗ 
ſammen wirken, ſtimme ich mit dem Abg. Stengel vollkommen überein. Als 
in der Kreisordnung dem Kreisausſchuſſe als Beſchlußbehörde und Ber: 
waltungstcgricht die ihrer Competenz unterliegenden Gegenſtände zugewieſen 
wurden, wurde ſchon damals geltend gemacht, daß SEI ſtädtiſche Inter: 
je ihrer Natur nach mit den ländlichen ſich nicht zuſammenzwängen ließen. 

an behielt ſich damals ſchon vor, dieſe dem Kreisausſchuß zu entziehen, 
und hat dieſen Gedanken jetzt verwirklicht, indem man die Angelegenbeiten, 
die die allgemeine Landesverwaltung betreffen, unter die Competenz des 
Stadtausſchuſſes ſtellt — nicht alle Angelegenheiten, die nicht communale 
Angelegenheiten des Kreiſes find. Die einzelnen Fälle find ausdrücklich auf: 
gezählt und der Vorredner bätte daher dieſe daraufhin kritiſiren müſſen, ob 
ihre Negulirung beſſer vom Kreisausſchuß oder von einem Stadtausſchuß 
eſchiebt. Gewiſſe Gegenſtände, beſonders die gewerblichen, haben für den 
Kreis ar kein Intereſſe, ſie erſchöpfen ſich in der Stadt und werden daher 
am beiten kurzer Hand von den ſtädtiſchen Betheiligten abgemacht, von dem 
Stadtausſchuß, der täglich rer kann, nicht von dem Kreis⸗ 
ausſchuß, der nur alle 14 GC zulammenzutreten in der Lage iſt. Die 
Gefahr einer Verdrängung der ſtädliſchen Vertreter aus den Kreisausſchüſſen 
liegt bierbei nicht vor, denn dieſelben pflegen doch nur deshalb von den 
ländlichen Bezirken herangezogen zu werden, weil man ſie für die intelli⸗ 
genteſten hält, und das wird auch künftig der Fall fein. Laſſen Sie deshalb 
nicht der äußeren Gleichmäßigkeit einer ſchablonenhaften Geſetzgebung dalber 
eine ſchle btere innere Behandlung vieler allein die Stadte intereſſirenden 
eiten eintreten. Es werden auch nur diejenigen Städte Anſpruch 

auf e  B 5 gewährte erimirte Stellung erheben, welche in ihren gewerb⸗ 
lichen Verhaltniſſen fo weit herangewachſen find, daß fie eine langſame Be ⸗ 
handlung vor dem Kreisausſchuß nicht ertragen können. Dafür iſt dadurch 
E daß dieſe Städte zur Anſtellung einer bisher in denſelben nicht vor⸗ 


denen Kraft verpflichtet werden, für die ie jährlich 1200 — 1800 Thaler 
ergeben müſſen. 5 2 
eb. Rath p. Brauchitſch: Dieſer Punkt it einer der wenigen, die 
in den (ommiſſionsbeſchlüſſen der Staatsregierung bedenklich erſcheinen. 
Der Vorschlag der Commiſſion fol eine fundamentale Aenderung der Kreis⸗ 
ordnung herbeiführen. Ein gewiſſer Werth iſt auf die Gleichmäßigkeit, die 
der Vorredner ſchablonenhafte Geſetzgebung nennt, doch zu legen, und es iſt 
nicht unbedenklich, eine ganz neue Form der Organiſation zu ſchaffen, die 
Eber nicht eriftirt bat, während jetzt ſchon der Vorwurf erhoben wird, die 
rganiſation Tei zu complicirt. Es mögen ſich ja in einzelnen dieſer Städte 


mit bedeutendem gewerblichen Betrieb geeignetere Elemente finden, um über 
Bé Angelegenheiten zu entſcheiden, laber allen Städten mit mehr als 
7 


Einwohnern ohne Prüfung der collidirenden Intereſſen von Stadt 
es Kand.freipuftellen, ob ſie austreten wollen oder nicht, iſt doch bedenklich; 
— — e Kundeſtens vielleicht die Zuſtimmung des Provinzialraths oder eine 
aus der Natel ſeſtzuſezen. Wird de Beſtimmung Geſez, fo werden ſchon 
über 10, eigung, den größern Städten gleich zu ſteben, alle Städte mit 
gelen, Der Kbwobnern den Antrag auf Ausſcheidung aus dem Kreise 
e tionen fü bg. Laster ſagte, es blieben dem Kreisausſchuß trotzdem noch 
ep if, daß in dieſe Städte. Das iſt nicht der Fall, denn vie Le des 
Mn des Kreie e befonders genannten Fällen der Stadtausſchuß an die 
Ei ath nüt es tritt, die übrigen Angelegenheiten aber dem Be⸗ 
ur egen polizeiliche 8 iſt nun ein Bedürfniß nachgewieſen, daß die 
Klagen Si ` orftpoligeitke Verfügungen in erimirten Städten, Klagen gegen 
bei und, d nur an vi Verfügungen u. |. w. an die Bezirksinſtanz gehen? 
. tri trauten Ton Ei e einer Entſcheidung durch den mit den Vers 
bältnifien ve 10,000 Gw Orte tagenden Kreisausſchuß — denn die 
Städte mit ü ECKE Zoom Ju lauter Kreisſtädte — die Entſchei⸗ 
dung der den Ver für di ener ſtehenden Begirtsinftang. Eine ſolche 
Ausnahmebeſtimmung Ae Städte mit über 10,000 Einwohner, die ein 
e ee ep V den MÉ, un allergrößte hg 
in der Commiſſion gejagt worden iſt, es ee A 10. 28 Tune 
Einwohnern mit einer jo ſelbſiſtändigen communalen Entwickelung, daß es 
nicht nölbig ift, fie unter den Kreisausſchuß zu ſtellen, fo führt dies vielleicht 
zu der Erwägung, ob die Minimalziffer von 25,000 Einwobnern in § 4 der 
Kreisordnung die richtige iſt; ich würde aber eine Repiſion im Sinne der 
Vorlage jedenſalls für verfrüht halten. Die von mir bezeichnete Mißſtim⸗ 
mung wird bewirken, daß dei den Wahlen zum Propinzialausſchuß a 
platten Lande nicht die Bürgermeifter der größeren Städte, ſondern die der 


kleineren berückſichligt werden. S g 
E v. Manteuffel: ch bin einerſeits für die Bildung von Stadt⸗ 


Abg. v. Manteuffel: e 
ausſchüſſen in den größeren Stadtgemeinden, denn die Kreisausſchüſſe find 


dem] Anf 


bereits zu ſehr mit Arbeiten überbürdet, andererſeits begreife ich nicht, wie 
die Städte mit Stadtausſchüſſen noch berechtigt fein ſollen, zum Kreisaus⸗ 
ſchuß mit zu wählen. Ich werde deshalb bei der dritten Berathung einen 
Antrag ſtellen, dieſes Recht zu beſeitigen. ‘ 

Abg. Miquel: Wenn auch für einzelne Angelegenheiten der Stadtaus⸗ 
ſchuß gebildet wird, ſo bleibt doch im Uebrigen die Stadt im Kreiſe, es 
bleibt eine Reihe Angelegenheiten gemeinſchaftlich, und es kann daher aus 
der Bildung der Stadtausſchüſſe nicht die Folgerung hergeleitet werden, es 
beſtehe gar keine Verbindung zwiſchen dieſen Städten und dem Lande. Wer 
das will, hätte bei der Kreisordnung dem Antrage beitreten ſollen, daß auch 
Städte unter 25,000 Einwohnern aus dem Kreiſe austreten können. Der 
Herr Regierungs⸗Commiſſar hat im $ 4 die Worte „in den durch das 
Geſetz vorgeſehenen Fällen“ überfeben; von einer generellen Erſetzung 
des Kreis- durch den Stadtausſchuß iſt nicht die Rede; es muß alfo nad: 
gewieſen werden, daß für dieſe einzelnen Fälle der Kreisausſchuß eine ge⸗ 
eignetere Inſtanz iſt. Nach der Städteordnung erhält nicht der Kreisaus⸗ 
ſchuß, ſondern der Bezirksrath die Aufſicht über alle ſtädtiſchen Angelegen⸗ 
beiten, mögen die Städte groß oder klein ſein. Ich will nicht leugnen, daß 
nur der Late gar Landgemeindeordnung uns nötbigt, die Städieord⸗ 
nung auch auf die Landſtädte auszudehnen, die in Wirklichkeit Dörfer ſind, 
aber für die Städte mit über 10,000 Einwohnern ift der Gedanke der Städte⸗ 
ordnung durchaus berechtigt. Wenn die ſtädtiſchen Angelegenheiten aus⸗ 
ſchließlich unter der Aufſicht von Regierungspräſident und Bezirksrath ſtehen, 
iſt es dann unharmoniſch, wenn für die hier fraglichen Angelegenheiten die 
Städte einen Stadtausſchuß bilden und die zweite Inſtanz der Bezirksaus⸗ 
ſchuß iſt? Ich glaube, die Wahlen in den Kreisausſchuß werden ſich allein 
nach dem Vertrauen zu der Perſon und ihrer Fäbigkeit richten, ich kann 
daher an die von dem Regierungs⸗Commiſſar befürchteten Folgen einer Miß⸗ 
ſtimmung des platten Landes nicht glauben. Ich wünſche wohl, daß die 
Städte möglichſt in dem Kreiſe bleiben, auch noch über 25,000 Einwohner 
hinaus, weil gewiſſe Laſten, beſonders die Wegelaſten — gemeinſchaftliche 
ſind — die Bildung beſonderer Wegeverbände wäre vielleicht richtiger — 


fjaber ich wünſche, daß die Städte gern im Kreiſe bleiben und nicht gezwungen. 


Geheimer Rath v. Brauchitſch verwahrt ſich dagegen, von einem ge⸗ 
we Erfah des Kreis⸗Ausſchuſſes durch den Stadt⸗Ausſchuß geſprochen 
zu haben. 

Abg. Schmidt (Sagen): Der Abgeordnete Lasker hat die Frage zu ſehr 
von dem geſchäftlich techniſchen Standpunkt aus betrachtet. Der Vorſchlag 
der Commiſſion zerreißt den in der Kreisordnung enthaltenen Gedanken des 
Zuſammenwirkens von Stadt und Land, ein Gedanke, der in der Praxis ſich 
als ein glücklicher erwieſen hat. Man kann dem Abgeordneten Lasker ent⸗ 
egenhalten, warum ſollen denn vie ſtädtiſchen Vertreter in rein ländlichen 

ragen in dem Kreis⸗Ausſchuß mit urtheilen? Die Conſequenz führt zu dem 
unglücklichen Gedanken des Abgeordneten v. Manteuffel, die Städte über 
10,000 Einwohner von den Kreis⸗Ausſchüſſen ganz auszuſchließen, wodurch 
der Riß Aachen Stadt und Land für ewige Zeiten befeſtigt würde. Bisher 
find die Angelegenheiten, die den Stadt⸗Ausſchüſſen übertragen werden follen, 
von den Kreis⸗Ausſchüſſen zur allgemeinen Zufriedenheit erledigt worden, 
Klagen find mir nicht bekannt. Beſondere Vorteile bietet das vorgeſchlagene 
Inſtitut in keiner Weiſe gegen den Kreis⸗Ausſchuß, wohl aber den Nachtheil, 
daß in einem und demſelben Kteiſe dieſelben Angelegenbeiten verſchieden ber 
handelt werden. Man wird confuſe werden und das Anſeben einer von bei⸗ 
den Körperſchaften, entweder des Stadt⸗Ausſchuſſes oder Kreis⸗Ausſchuſſes, 
wird jedenfalls leiden. : 

Abg. Richter (Hagen) weiſt zunächſt den Einwurf zurück, daß durch die 
Beſtimmungen der Commiſſtonsbeſchlüſſe vie erſt neugeſchaſſene Kreisordnung 
wieder abgeändert werde. Die Regierung habe um ſo weniger Recht, dieſen 
Vorwurf zu erheben, da fie ſelbſt die Streichung von 35 Paragraphen der 
Kreisordnung beantrage. Die Frage ſei keinesfalls eine Streitfrage zwiſchen 
Stadt und Land, ſondern man wolle mit Rückſicht auf die entwickelteren Ver: 
bältniffe den Vertretungen der Städte Befugniſſe einräumen, welche eben ⸗ 
falls den ländlichen Vertretungen bei einer guten Landgemeindeordnung an⸗ 
vertraut werden könnten. Ein Bedürfniß einer ſolchen Abrundung der 
Kreisordnung ſei bereits bei deren Abfaſſung empfunden worden. Die 
Kreisausſchülſſe ſeien jetzt mit einer Maſſe von Dingen betraut, welche beſſer 
von der ſtädtiſchen Vertretung erledigt würden, aber das ſei das Unglück, 
daß die conſervative Regierung das Haus genötbigt habe, die Organiſation 
in der Mitte anzufangen. Die Beſchwerdeinſtanz müſſe in den entfernteren 
Bezirksrath verlegt werden, weil der Kreisausſchuß dem Bürgermeifter gegen: 
über nicht unabbängig genug fei, die etwaigen Beſchwerden gegen denſelben 
3 erledigen. Es kommt nicht darauf an, ob die Städte über das fflache 
and entſcheiden oder umgekehrt, ſondern auf die gemeinſame Verwaltung 
communaler Angelegenheiten, in die man nicht ohne Noth künſtliche Gegen: 
ſätze hineintragen möge. 

Abg. Scharnweber hält es für ungerechtfertigt, daß auch die kleineren 
Städte von der Competenz des Kreisausſchuſſes eximirt werden ſollen, ſo daß 
die vielfach gebildeteren Vorſteher größerer Landgemeinden den Vertretern 
kleinerer Städte nachſtehen würden. Durch die Schöpfung ſolcher Privile⸗ 
gien werde in Folge der Eiferſucht der ländlichen Bezirke das ſlädtiſche Ele⸗ 
ment aus den höheren Verwaltungsbebörden mehr und mehr verdrängt 
werden. Es fei ſehr zu bedauern, daß man an der Kreisordnung, die ſich 
gut bewährt babe, ſchon jetzt wieder Aenderungen machen wolle. 

Die Discuffion wird geſchloſſen. K 

Der Referent v. Heereman befürwortet noch einmal die Commiſſions⸗ 
beſchlüſſe unter Bezugnahme auf die von den Abgg. Lasker und Miquel für 
dieſelben angeführten Gründe. 0 

Der Antrag Stengel wird darauf abgelehnt und die Së 4 und 5 on: 
genommen. 

Ebenſo wird § 6, welcher letztere die Organiſation des Stadtausſchuſſes 
regelt, ohne Debatte genehmigt N j i 

A beſtimmt, daß in Stadikreiſen von mindeſtens 50,000 Einwohnern 
durch Ortsſtatut feſtgeſetzt werden kann, daß der Stadtausſchuß aus der Zahl 
der Bürger gewählt werden kann. (Im Allgemeinen hat der Magiſtrat die 
Mitglieder aus ſeiner Mitte zu wählen.) 

‚Geheime Rath v. Brauchitſch bittet den Paragraphen abzulehnen, da 
die Magistrate hinlänglich Kräfte zur communalen Verwaltung bieten werden. 

Abg. Richter (Hagen) Debt in der Nöthigung, die Mitglieder des Aus: 
ſchuſſes aus der Zahl der Magiſtratsmitglieder zu wählen, die Gefahr einer 
fortgetzten Vermehrung der ohnehin zahlreichen Mitglieder der Magiſtrate 
eier Städte und einer gewiſſen Zerreißung der ſtädtiſchen Behörden. 

Geh. Rath v. Brauchitſch hält es nicht für zuträglich, neben dem 
Magiſtrat für die Städte noch eine andere Obrigkeit in Form einer gemiſchten 
Deputation für gewerbliche Angelegenheiten hinzuſtellen. 5 , 

Abg. Miquel betont, daß eine ang Einrichtung, wie fie die Commiſſion 
vorſchläͤgt, nur durch Ortsſtatut conftituirt werden kann, und dazu ſei Ueber⸗ 
einſtimmung zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten, ſowie die Genehmi⸗ 
gung ber Regierung erforderlich, welche bei nicht vorhandenem Bedürfniß 
ee werde. Uebrigens jeien ja auch Städte ohne Magiſtratsverfaſſung 
vorhanden. 

Abg. Hänel tritt dem Principe entgegen, daß obrigkeitliche Functionen 
1 von gemiſchten Deputationen nicht mit Erfolg wahrgenommen 
würden. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen und §7 angenommen. 

Ebenſo werden 88 8 und 9 ohne Discu Den genehmigt. 8 

§ 10 beſtimmt, daß die Mitglieder des Stadtausſchuſſes die Befähigung 
zum . Juſtiz⸗ oder Verwaltungsdienſt beſitzen maſſen. 

Abg. Stengel erkennt in dieſer Beſtimmung ein Mißtrauensvotum gegen 
die wohlverdienten Männer, welche bisher zur Zufriedenheit ihrer Mitbürger, 
ohne die geforderte Qualität zu beſitzen, die Angelegenheiten kleinerer Städte 
gut geleitet haben und deren Wiederwahl nach den Vorſchriften dieſes Ge⸗ 
ſetzes verhindert wird. Es wird auch ſchwer für kleinere Städte ſein, den 
orberungen des Geſetzes entſprechende Kräfte zu beſolden. Es empfiehlt 
ſich deshalb, die Streichung des Paragraphen, da man ja nicht von den 
Bürgermeiftern mehr verlangen könne, als von den Landräthen, an die nach 
dem Geſetze über die Befähigung für den höheren Verwaltungsdienſt, falls 
fie präfentirt werden, eine gleiche Anforderung nicht geſtellt wird. 


Abg. Miquel wänſcht bei der Schöpfung großer Organiſationen wie den 
Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land ſo auch die Perſonenfragen außer Be⸗ 
tracht zu laſſen. Die erhöhten Anforderungen ſind durch die erweiterten, den 
Stadtausſchüſſen anvertrauten Befugniſſe nöthig geworden, damit die lei⸗ 
tenden Perſönlichkeiten ſchon durch ihre Vorbildung die Garantie bieten, daß 
fie ſich mehr durch Geſetz und Recht, als durch nachbarliche Rückſichten bes 
ftımmen laſſen. Eigentlich iſt es wünſchenswerth, daß jede Stadt von 
10,000 Einwohnern, wenn ſie auch keinen Stadtausſchuß habe, ein rechts⸗ 
kundiges Magiſtratsmitglied habe, beanſprucht ſie aber das Privilegium eines 
F dann muß fie um jo mehr den Anſprüchen des Geſetzes 
genügen. 

Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen und § 10 genehmigt. 

§ 11 und 12 werden ohne Discuſſion angenommen. A 

§ 13 beſtimmt: „Im Uebrigen gelten in Betreff der Wählbarkeit, der 
Wahl, der Einführung und der Vereidigung der Mitglieder des Stadtaus⸗ 
ſchuſſes, ſowie des Verluſtes ihrer Stellen und der einſtweiligen Enthebung 
von denſelben die für die unbeſoldeten Mitglieder des Magiſtrats beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften.“ ? 

SE Richter (Hagen) beantragt, an Stelle der Schlußworte: „die für 
die unbeſoldeten Mitglieder ꝛc.“ zu ſetzen: „die nach Maßgabe der Städte 
ordnung für die Provinzen Preußen, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen, 
Weſtphalen, den Be ei = eirt Wiesbaden und die Rbeinprovim vom 
—— Au die unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder zur Anwendung kommenden 

orichriften.“ 

Abg. Richter (Hagen) will durch ſeinen Antrag das Schickſal der Städte⸗ 
ordnung mit dem dieſes Geſetzes verknüpfen und nimmt Bezug auf die be⸗ 
treffenden Ausführungen der Abgg. Lasker und Hänel bei der erſten Leſung 
dieſer Vorlage. Die Städteordnung iſt ein integrirender Theil des Compe⸗ 
tenzgeſetzes, da viele Beſtimmungen der Geſetze einander ergänzen und ver⸗ 
ſtändlich machen, während ſie einzeln dunkel und unverſtändlich ſind. Es iſt 
ein materieller Widerſpruch, wenn man den Stadtausſchüſſen polizeiliche e: 
fugniſſe einräumt, während man ihnen das zuſtehende Maß communaler 
Selbſtſtändigkeit vorenthält. Die Städteordnung in ibren einzelnen Materien 
iſt allen parlamentariſchen Parteien viel geläufiger, die Tragweite ihrer Be⸗ 
ſtimmungen iſt viel klarer, das ganze Geſetz iſt viel reifer, als das Compe⸗ 
tenzgeſetz, deshalb iſt das Zuſtandekommen der Städleordnung viel leichter, 
als das dieſes Geſetzes, obwohl das Zuſtandekommen während dieſer Seſſion 
in beiden Fällen moglich erſcheint. Die Regierung zeigt nicht ſolche Eile und 
Vorliebe für die Städteordnung, wie in Betreff dieſer Vorlage, zu der ſie 
ein größeres praktiſches Bedürfniß getrieben hat. Da dies größere Maß 
praktiſchen Intereſſes leicht dazu führen lönne, mit Rückſicht auf das vorge⸗ 
rückte Stadium der Seſſion das vorliegende Geſetz anzunehmen, die Städte» 
ordnung aber fallen zu laſſen, ſo müſſe man das Intereſſe der Regierung 
ſtärker in Anſpruch nehmen. Es giebt eine Anzahl von Leuten — fährt 
der Redner fort — die überhaupt nicht gern eine neue Städteordnung wollen, 
es giebt eine Anzahl von Bürgermeiſtern, die bisher fo klug und weiſe re⸗ 
giert zu haben glauben, daß es einer „ nicht bedürfe; es giebt eine 
Anzahl von Stadtverordneten, die die großen Stadiverordnetenverſammlun⸗ 
gen mit ihrem bureaukratiſchen Charakler und ihren in allen wichtigen Sachen 
den geheimen Commiſſtonsſitzungen zufallenden Entſcheidungen für eine vor⸗ 
zügliche Einrichtung halteu und es als ein Unglück für die Verwaltung bes 
trachten, wenn durch eine neue Städteordnung ein Magiſtratsmitglied oder 
ein Stadtverordneter ſein Amt verlieren ſollte. Dieſen ſpießbürgerlichen 
Anſchauungen gegenüber iſt es nöthig, zu betonen, daß wir die Städteord⸗ 
nung nicht als eine neue Geſchäftsordnung für Stadtverordnete noch als 
d Bürgermeiſterondnung anſehen, ſondern als ein politiſches Geſetz erſten 

anges. 

Dieſer Auffaſſung müſſen wir dadurch Ausdruck geben, daß wir dieſes 
Geſetz auch äußerlich mit dem parallel laufenden Verwaltungs reformgeſetz in 
Verbindung bringen. Ich bin gewiß nicht der Meinung, daß die Erweite⸗ 
rung der Selbſtverwaltung den Zweck habe, die Machtſphäre politiſcher Par⸗ 
teien zu erhöhen, aber das muß ich vom liberalen Standpunkte aus ſagen: 
was haben wir für ein Intereſſe daran, immer nur Verwaltungsreformen 
mit erweiterter Selbſtverwaltung in denjenigen Provinzen und für ſolche Ans 
gelegenbeiten herbeizuführen, wo dieſe erweiterte Selbſtverwaltung vorzugs⸗ 
weile den conſervativen Parteien zum Vortheil gereicht? Ich meine, es muß 
doch ſowohl in Bezug auf die Ausdehnung der Provinzen als auf die Ans 
gelegenheiten des platten Landes und der Städte gleichen Schritt gehalten 
werden. Die gegenwärtige Legislaturperiode hat ſehr viele Erwartungen 
unerfüllt gelaſſen. Viele Geſetze ſind zu Stande gekommen, von denen ſelbſt 
diejenigen, die ihnen zugeſtimmt haben bekennen, daß fie es nur mit 
ſchwerem Herzen gethan haben. Um fo dringender iſt für uns die 
Forderung des Zuſtandekommens eines Geſetzes zu ſichern, das einem drin⸗ 
genden Bedürfuiß entſpricht und die nothwendige Grundlage weiterer Refor⸗ 
men bildet. Einen beſonderen Werth lege ich auf die Städteordnung noch 
deshalb, weil ſie das erſte der Verwaltungsreformgeſetze iſt, das über die 
Grenzen der Kreisordnungsprovinzen ausgedehnt werden ſoll, weil mit ihm 
endlich der Bann gebrochen wird, den der leitende Staatsmann in dieſer 
Materie, Herr v. Sybel (Heiterkeit), auf die weſtlichen Provinzen gelegt hat, 
und weil fie Anwendung in denjenigen Provinzen finden ſoll, in denen die 
confeſſionellen Gegenſätze am ſchärfſten hervortreten. Ich halte es für ein 
Glück, für dieſe Diſtricte auch einmal ein Geſetz zu ſchaffen, das von allen 
confeſſionellen Parteien gleichmäßig als ein Fortſchritt begrüßt wird. Jeden⸗ 
falls wollen wir keine Sicherheitsmaßregel unterlafien, die dazu dienen kann 
das Zustandekommen der Städteordnung in dieſer Seſſion zu ſichern, und 
in dieſem Sinne empfehle ich Ihnen meinen Antrag. \ 

Geh. v. Brauchitſch hält es nicht für Ke dieſen Antrag als 
Schleppdampfer für die Städteordnung zu benutzen, für welche die Regie⸗ 
rung daſſelbe DCH begt, wie für das Competenzgeſetz. Materiell und 
formell ſind beide Geſetze unabhängig von einander, beide befolgen eine li⸗ 
berale Richtung, jedoch das Zuſtandekommen des einen Geſetzes von dem des 
anderen abhängig zu machen, ſei nicht opportun. Redner erklärt ſich gegen 
den Antrag Richter. 2 Mr > 

1 9 Lasker bat es ebenfalls für nicht Seegebiet lediglich aus politi⸗ 
ſchen Rückſichten das Zuſtandekommen eines Geſetzes von dem eines anderen, 
wenn es auch noch ſo wichtig wäre, abhängig zu machen, ſo lange ein ma⸗ 
terielles Bedürfniß dazu nicht vorliegt. Es ſei unrecht, eine politiſche Taktik 
zur Durchführung eines, wenn auch noch ſo nützlichen Geſetzes anzuwenden, 
wenn dadurch, wie das bier der Fall wäre, zum Schaden des Landes ihm 
ein anderes nötbiges Geſetz vorenthalten würde. Da dieſes Geſetz ſich nach 
Einführung der Selbstverwaltung als nothwendig erwieſen hat, müſſe man 
fein Zuſtandekommen als Selbſtzweck betrachten, und es nicht zu einem Com⸗ 
pelle für das Zuſtandekommen der Städteordnung machen. 

Abg. v. Kardorff hält ebenfalls das vorliegende Geſetz für ſehr noth⸗ 
wendig und will deshalb, um das Zuſtandekommen des Geſetzes nicht zu 
gefährden, alle Amendements, da deren Tragweite ſich jetzt nicht mehr r 
abſehen laſſe, ablehnen. 

Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen. 

Der Referent v. Heereman tritt für die unveränderte Annahme der 
Commiſſtonsbeſchlaſſe aus den vom Abg. Lasker vorgetragenen Gründen ein. 

Der Antrag Richter wird abgelehnt und § 13 ohne denſelben ange⸗ 
nommen. 

Die SS 14 bis 26 werden ohne Debatte genehmigt, ebenſo der ganze 
Titel III. (8$ 27-32) „Von den Beſchwerden“. 


Als letzten Paragraph des Tit. III. beantragt Abg. Richter (Hagen) 
Wei $ 32 folgende Beftimmung einzuſchalten: „Die nach Maßgabe dieſes 
eſetzes endgiltigen Entſcheidungen des Bezirksraths und des Provinzial⸗ 
raths, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, können 
binnen 21 Tagen — unbeſchadet der Beſtimmungen des § 118 der Pro⸗ 
vinzial⸗Ordnung vom 25. Juni 1875 — von den Betheiligten mittelſt Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren angefochten werden. Zuſtändig ift das Ober⸗ 
Verwaltungsgericht. . d 
Abg. Rich ter (Hagen) begründet feinen Antrag mit der Erwägung, daß 
man die Miniſterverantwortlichkeit für die Entſcheidungen der Verwaltungs⸗ 
körper, welche ein Geſetz verletzen, nicht als Remedur betrachten könne, weil 
die ganze Organiſation des Miniſteriums nicht dazu angethan ſei, eine genaue 


** 


| 
| 


Ee 


generelle SE SEN aus 


Geſebauslegung fo zu bewachen, wie eine beſonder a bieden Dë? 


organiſirte Behörde. Die Landesvertretun D 
für fo eech Specialitäten au Ba eben, Ke ge 
1 oliliſche eil fr lee 
und Bezirksrälbe vielfach ein Ee SC ten. * hey ZER 5 
er, daß fie dieſes Recht auch auedel Orten, baben, jo liegt, bie De 
Beftätigung gar nicht bedürfen. ‚auf Angelegenbeiten, welche einer 
men, ſo muß ein Rechtsmittel te eine ſolche Rechtsverletzung voꝛkom⸗ 
welche durch den Antrag vi gen gegeben ſein. Jedenfalls iſt die Frage, 
ſcheint es zweckmäßig, 1 ME öſung finden ſoll, eine offene und deshalb 
eine Erwägung in dr e Ablehnungsfalle darüber bis zur dritten Leſung 
Geb. Rath v.. „ Commiſſton eintreten zu laſſen. 
controle ja au“ Jrauchitſch weiſt darauf hin, daß neben der Rechts⸗ 
debörden ber „ noch eine andere Controle für die Beſchlüſſe der Aufſichts⸗ 
Caſſatior ebe. Jedenfalls werde durch dieſen Antrag, welcher eine allgemeine 
ukür: „Ange giebt, das Beſtreben der Commiſſton, den Inſtanzenzug ab: 
‚Ar, Wehr durchkreuzt. Die Annahme dieſes Antrages gefährdet das Zus 
-  „orlommen des Geſetzes, weil die Annahme des darin zum Ausdruck kom⸗ 
menden Princips eine Umarbeitung des Geſetzes erfordert. I 
Abg. Gneiſt betont, daß die Einführung des vom Abg. Richter be: 
-antragten Princips eine vollſtändige Incongruenz in das Geſetz an Stelle 
des jezt harmoniſchen, gut disponirten Ganzen bringen werde. Die Be: 
läftigungen für die Verwaltung, welche durch Gewährung einer ſolchen allge⸗ 
meinen Caſſationsklauſel entſtehen würden, find fo klar, daß die Ablehnung 
des Antrages zu empfeblen iſt. . . 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) ift der Meinung, daß weder die Competenz 
des Oberverwaltungsgerichts noch der Inſtanzenzug durch den Antrag Richter 
vermehrt werde, da die Caſſation auf die zwei Fille der Competenzüber⸗ 
ſchreitung und ider Geſetzesverletzung beſchränkt bleibt. Ob der Antrag in 
das gegenwärtige ganze Syſtem des Geſetzes paßt, iſt fraglich, und deshalb 
empfiehlt es éi den Antrag Richter in die Commiſſion zur Berathung zu⸗ 
xückzuweiſen, da deſſen Wichtigkeit von allen Seiten anerkannt wird. N 

Abg. Richter (Hagen) beſtreitet, daß die Annahme ſeines Antrages die 
Umarbeitung des Geſetzes bedinge. Kein Mißtrauen gegen die Bezirksräthe 
babe den Antrag veranlaßt, ſondern nur die Abſicht, eine größere Würdigung 
der tbatſächlichen Verhältniſſe zu veranlaſſen. e ai 

Abg. Lasker betätigt, daß in der Commiſſion von einzelnen Mitgliedern, 
namentlich vom Abg. Miquel, die Einführung einer allgemeinen Caſſations⸗ 
klauſel Anfangs beabſichtigt geweſen, daß dieſer Gedanke aber ſpäter fallen 
gelaſſen worden ſei. Der Antrag Richter entbält allerdings einen geſetz⸗ 
geberiſchen Gedanken, aber giebt keine geſetzgeberiſche Ordnung. Denn er 
entſcheidet nicht, wie weit die Caſſationsklauſel gegen Miniſterial⸗ 
beſchlüſſe zulaſſig ſein ſoll, er läßt nach der Caſſation ein Vacuum und be⸗ 
ſtimmt nicht, ob das Oberverwaltungsgericht in dieſem Falle die leitenden 
Gedanken feſtzuſtellen habe, welche für die Angelegenheit maßgebend ſein 
ſollen. Die Tragweite des Antrages auf die übrigen Beſtimmungen des 
Geſetzes iſt augenblicklich nicht abzuſehen, jedoch ſchon jetzt iſt zu erkennen, daß 
derſelbe, falls er in die Commiſſion zurückgewieſen wird, eine langwierige Gr 
örterung berbeiführen wird. Eine Zurückweiſung des Autrages involvire 
nicht die Zurückweiſung des zu billigenden Prinzipes und in dieſem Sinne 
bittet Redner den Antrag abzulehnen. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. N } 

Referent Hänel betont, die Ablehnung des Antrages Richter präjubicire 
nicht, daß das Prinzip deſſelben nicht in einzelnen Fällen zuläſſig ſei, wie es ja 
auch in einzelnen Paragraphen des Competenzgeſetzes wie der Städteordnung 

um Ausdruck gelange. In der zöſterreichiſchen Verwaltungsgeſetzgebung 
prävalirt allerdings die allgemeine Caſſationsklauſel, bei uns iſt ein anderes 
Spitem angewendet, bei dem wir von Fall zu Fall prüften, ob wir das 
Rechtsmittel der richterlichen Entſcheidung zugeben, und wir haben daſſelbe 
in reichlichem Maße gegeben. Darin liegt ein großer Vorzug unſerer Ver⸗ 
waltungsgeſetzgebung. Deshalb kann ſich der Redner nicht für den Antrag 
Richter erklären, welcher auf den Weg der nicht fo bewährten öſterreichiſchen 
Geſetzgebung führe. g 

Die Verweiſung des vom 11 Richter beantragten neuen Paragraphen 
an die Commiſſion wird abgelehnt und darauf der Antrag ſelbſt vom 
Antragſteller formell zurückgezogen. 

Titel IV. (Ss 33 bis 41) handelt von den Rechtsmitteln gegen po⸗ 
lizeiliche Verfügungen und von dem Zwangsverfahren der Orts: 
und Kreis ⸗ Polizeibehörden. ; 

§ 33 lautet nach den Beſchlüſſen der Commiſſion: 

„Gegen polizeiliche Verfügungen der Orts⸗ und der Kreispolizeibehörden 
findet, ſoweit das Geſetz nicht ausdrücklich Anderes beſtimmt, die Beſchwerde 
ſtatt, und zwar: a. gegen die Verfügung des Orts⸗(Gemeinde⸗, Guts⸗) Vor» 
ſtebers oder des Amtsvorſtehers an den Landrath und gegen deſſen Beſcheid 
an den Regierungspräfidenten, b. gegen die Verfügung des Polizeiverwalters 
einer Stadt oder des Landraths an den Regierungspräſidenten und gegen 
deſſen Beſcheid an den Oberpräſidenten. d e 

Gegen den in letzter Inſtanz ergangenen Beſcheid des Regierungspräſi⸗ 
denten, beziehungsweiſe des Oberpräfidenten findet die Klage bei dem Daer: 
verwaltungsgerichte ſtatt. Die Klage kann nur darauf geftüßt werden, 1) daß 
der angefochtene Beſcheid auf der Nichtanwendung oder ke Anwen: 
dung des beſtebenden Rechts, insbeſondere auch der von den Behörden inner: 
BR ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen beruhe; 2) daß die thatſäch⸗ 

ichen Vorausſetzungen nicht vorhanden ſeien, welche die Polizeibehörde zum 
Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben würden.“ 

Abg. Seydel beantragt folgende Faſſung: SE 

„Gegen polizeiliche Verfügungen der Orts⸗ und der Kreispolizeibehörden 
findet, ſoweit das Geſetz nicht ausdrücklich Anderes beſtimmt, die Beſchwerde 
Mot, und zwar: a. gegen die Verfügung des Orts⸗ (Gemeinde, Guts:) Vor ⸗ 
ſtebers oder des Amtsvorſtebers an den Kreisausſchuß und gegen deſſen Be⸗ 
ſcheid an den Bezirksrath, b. gegen die Verfügung des Polizeiverwalters einer 
Stadt oder des Landraths an den Bezirksrath und gegen deſſen Beſcheid an 
den Provinzialrath. 

egen den in letzter Inſtanz ergangenen Beſcheid des Bezirksraths, ber 
ziehungsweiſe des Provinzialraths findet die Klage bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte Datt, Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, 1) daß der ange: 
ſochtene Beſcheid auf der Nichtanwendung oder unrichtigen Anwendung des 
beſtehenden Rechts, insbeſondere auch der von den Behörden innerhalb ihrer 
un. erlaſſenen Verordnungen beruhe; 2) daß die thatſächlichen 
orausſetzungen nicht vorhanden ſeien, welche die Polizeibehörde zum Erlaſſe 
der Verfügungen berechtigt haben würden.“ 

Hierzu liegt das Unteramendement Scharnweber vor, unter a hinter 
Amtsvorſteher die Worte „oder des Polizeiverwalters einer nicht eximirten 
Stadt“ einzuſchalten. 

Abg. Seydel hält den § 33 der Commiſſionsbeſchlüſſe für geeignet, einen 
Kriegszuſtand in die Verwaltungskörper wieder einzuführen, wie er hoffent⸗ 
lich durch die Kreisordnung für immer beſeitigt iſt. Dieſer Gefahr ſoll der 
vom Redner geſtellte Antrag vorbeugen und dazu hält er auch den Antrag 
Scharnweber geeignet. 

Geh. Rath v. Brauchitſch präciſirt die Stellung der Regierung dahin, 
daß ſie wohl den unveränderten Commiſſionsbeſchlüſſen, aber nicht dem An: 
trage Seydel zuſtimmen werde. Die Faſſung der Commiſſion bedinge nicht 
eine grundſätzliche Aenderung der Kreisordnung, wie man derſelben vorge⸗ 
worfen babe, ſondern gebe nur eine Entwickelung der in der Kreisordnung 
bereits enthaltenen Gedanken. Widerſprüche und Unklarheiten, ob eine Be⸗ 
ſchwerde oder eine Klage vorliege, ob ein einfacher Beſcheid oder das Streit⸗ 
verfahren einzutreten habe, würden ſich bei Annahme des Antrages Seydel 
beim Bezirksrath, der dann Beſchwerde⸗ und Appellationsinſtanz zugleich ſei, 
häufen und deshalb bitte er den Antrag abzulehnen. 


Abg. Miquel bekämpft heftig den Antrag Scharnweber, während er dem 
Antrag Seydel günſtig geſinnt wäre, wenn nicht ſo bedenkliche Conſequenzen 
aus demſelben gezogen würden. Derſelbe wäre nur zu empfehlen aus Rück 
ſicht auf die Stimmung der Amtsvorſteher, welche nicht gern in dieſer Bezier 
bung unter dem Landrath ſtehen, und denen man e Rechnung 
tragen müſſe, da ſie als Ehrenamt dieſe ſchwierige Stellung angenommen 

bdaben. Doch lönne dieſe Rückſicht nicht allein maßgebend fein, zumal auf 
dem Lande erfahrungsmägßig ſolche executiviſche Verfügungen nicht oft bet: 
kommen. Wäre der Antrag beſchränkt auf den Landrath und den Kreis⸗ 
Ausſchuß, jo wäre er viel annehmbarer als in feiner jetzigen Ausdehnung. 
Daß dieſe Beſchränkung vorgenommen werde, wünſcht der Redner ebenſo, 
wie die Ablehnung des Antrages Scharnweber. 

Abg. Scharnweber bezeichnet ſeinen Antrag als in den Erfahrungen 
bei der Ausführung der Kreisordnung begründet, da der Eifer der Amtsvor⸗ 
ſteher zu dieſem Ehrenamte nachlaſſen könnte, wenn man auf ihre Stimmungen 
und Wünſche nicht die gebührende Rückſicht nehme. Thue man das nicht, jo 
könne die Ausführung der Kreisordnung gefährdet werden. N 
Abg. Oneijt befürwortet die Commiſſtonsbeſchlüſſe mit dem Hinweis auf 
das Intereſſe einer möglihit raſchen und kostenfreien Beſchwerdeführung. Er 
könne weniger Rückſicht auf die Amtsvorſteher nehmen, als auf bag allge» 
meine Wohl des Publikums. 

Abg. Frenzel ſpricht ſeine Verwunderung über die Stellung der Re⸗ 
gierung zu dem Antrag Seydel aus, da ja die Regierungsvorlage viel milder 
geweſen ſet, als dieſer. Gegenüber den Bedenken des Abg. Gneiſt müſſe er 


Miniſter nicht 


den Bei 

Commiſſion würde ein raſcherer Seſchäftsgang nicht herkeigeführt. 

„Referent Lasker bemeint die liberale wg des Antrags Seydel. 
Die Forderung der Freiheit beſtehe darin, daß die Beſchwerden fo raſch wie 
möglich erledigt werden können, das geſchehe aber nicht nach jenem Antrage. 
Ebenſo ſei der Koftenpunkt zu beröckſichtigen. Nach dem Antrage Seydel 
verurſache die Beſchwerde die größten Koſten, während die Beſchwerde nach 
Vorſchlag der Commiſſion mit ſehr geringen Koſten verbunden ſei. Der 
Antrag Seydel nimmt durchaus nicht auf die Intereſſen des Publikums, Top, 
dern nur auf die der Amtsvorſteher Rückſicht, und es würde ein Anhänger 
der Landräte mit beiden Händen nach dem Antrag greifen können, da der 
Antrag Seydel get die Omnipotenz der Landräthe begründe. Derſelbe ent 
balte nur leere Titulatur und Schein von Freiheit, und er könne deshalb 
nur die Commiſſtonsvorſchläge empfehlen. 

Der Antrag Seydel wird mit 147 gegen 118 Stimmen abgelehnt und 
die Faſſung der Commiſſion unverändert angenommen. F 

§ 34 lautet: „An Stelle der Beſchwerde an den Landrath beziehungsweiſe 
den Regierungspräſidenten ($ 33) findet die Klage ſtatt und zwar a. gegen 
Verfügungen des Ortsvorſtehers, des Amtsvorſtehers oder des Polizeiver⸗ 
walters einer nicht eximirten Stadt bei dem Kreisausſchuſſe i Ver⸗ 
fügungen des Landraths oder des Polizeiverwalters eines Stadi reiſes oder 
einer eximirten Stadt bei dem Bezirksverwaltungsgerichte. Die Klage kann 
nur auf die gleichen Behauptungen geſtützt werden, wie die Klage bei dem 
Oberver waltungsgerichte. (§ 33). } 3 

$ 34a hat folgende Faſſung: „Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde 
und zur Anſtellung der Klage gegen die polizeiliche Verfügung, ſowie gegen 
den auf Beſchwerde ergangenen Beſcheid beträgt einundzwanzig Tage.“ 

$ 34 b: „Wird gleichzeitig Beſchwerde und Klage erhoben, fo iſt das auf 
die Klage ergangene Verfahren nichtig. Die Nichtigkeit iſt auf Antrag oder 
von Amtswegen von demjenigen Verwaltungsgerichte auszusprechen, bei 
welchem das Verfahren anhängig oder deſſen Endurtheil rechtskräftig ge⸗ 
705 it. Dem Kläger find ſämmtliche erwachſenen Koſten zur Laſt 
zu legen.“ 

SS liegen folgende Anträge vor: 

zöwenſtein: 1) Dem $ 34 als Abſatz 3 bimuzufügen: „Die Klage iſt 
innerhalb der geſetzlichen Friſt bei derjenigen Behörde, gegen deren Beſchluß 
fie gerichtet iſt, ſchriftlich amubringen. 2) Dem § 34a folgenden Abſatz 2 
binzuzufügen: Wird innerhalb dieſer Friſt Beſchwerde und Klage erhoben, 
ſo iſt die Klage durch Beſcheid zurückzuweiſen und nur der Beſchwerde Fort⸗ 
gang zu geben. 3) den § 34b zu ſtreichen.“ } 8 Ka 

Stengel: „In 8 34 unter a. anftatt der Worte: „einer nicht eximirten“ 
m ſetzen: „einer zu einem Landkreiſe gehörigen“ und daſelbſt unter b. die 

orte: „oder einer eximirten Stad!“ zu ſtreichen“ 

Abg. Windtborſt (Bielefeld) macht darauf aufmerkſam, daß der Antrag 
Seydel nur eine Wiederherſtellung der Beſtimmung der Kreisordnung ſei, 
die ſeiner Zeit von beiden Häuſern übereinſtimmend beſchloſſen worden. 
Damals hätten ſich der Abg. Laster und feine Freunde ebenſo energiſch 
gegen den Landrath ausgeſprochen, wie ſie heute denſelben vertheidigten; 
Dagegen nehme der Antrag Seydel das Ehrenamt des Amtsvorſtehers 
in Schutz. 

Abg. Löwenſtein vertheidigt feine Anträge als eine nothwendige Ver: 
ſchönerung der Commiſſtonsvorſchläge. 

bg. Donalies erklärt, daß mit der Commiſſionsvorlage die Omnipo⸗ 
tenz des Landraths hergeſtellt werde. 

Abg. Lasker weiſt die Ausführungen des Abg. Windthorſt, daß der An: 
trag Seydel die Beſtimmungen der Kreisordnung wiederherſtelle, als völlig 
unrichtig zurück. Wenn der Abg. Donalies erkläre, daß mit den Commiſſions⸗ 
Beſtimmungen die Omnipotenz des Landraths eingeführt werde, ſo müſſe er 
darauf binweiſen, daß dem Landrath wohl die Befugniß gegeben ſei, Laſten 
zu erleichtern, aber nicht ſolche aufzulegen. Das könne man doch unmöglich 
als Omnipotenz bezeichnen; im Gegentheil könne man eher die Stellung, 
welche der Abg. Windthorſt dem Amisvorſteher geben wolle, als omnipotent 
bezeichnen. Es komme bier lediglich darauf an, auch den Amtsvorſteher in 
die Dienſtpragmatik einzureihen, und ihn nicht als beſondern Stoff heſtehen 
zu laſſen. Was den Antrag Löwenſtein anbetreffe, fo biete er den Vortheil 
einer Geſchaftserleichterung, dagegen entſtehe der Schaden, daß dadurch, daß 
für die betreffenden Fälle Beſchwerde und Appellation an dieſelbe Behörde 
geben, ſehr leicht eine Beſchwerde und Klage verwechſelt werden könne. 

Abg. Richter betont, daß ſeine Partei durchaus nicht den Amtsvorſteher 
omnipotent machen wolle, aber andererſeits dürfe demſelben nicht die ein⸗ 
—.— Stellung eines Polizeilieutenants dem Landrath gegenüber angewieſen 
werden. é 

Abg. Miquel ſpricht die Hoffnung aus, daß ſich bei der dritten Leſung 
ein Ausweg finden laſſen werde. / 

$ 34 wird mit dem Antrag Löwenſtein angenommen. 

Um 4% Ubr vertagt ſich bierauf das Haus bis Abends 7% Uhr. 

Das Abgeordnetenhaus erledigte in ſeiner Abendſitzung die zweite Be⸗ 
rathung des Competenzgeſetzes meiſt nach den Commiſſtons⸗Beſchlüſſen. 
Nächſte Sitzung Mittwoch 11 Uhr. Zweite Leſung des Synagogengeſetzes 
und mehrere Drittleſungen. 


11. Sitzung des Herrenhauſes (vom 23. Mal). 


11 Uhr. Am Miniſtertiſche Dr. Falk, Camphauſen, Miniſterialdirector 
Förſter, Geheimräthe Lucanus, Herzbruch u. A. 

Nachdem zunächſt das neu eingetretene Mitglied Fürſt Blücher von Wahl⸗ 
ftatt den vorgeſchriedenen Eid auf die Verfaſſung geleiſtet, tritt das Haus 
in die Specialberathung der evangeliſchen Kirchenverfaſſung ein. 

Die erſten 7 Artikel werden dem Antrage der Commiſſion gemäß in un⸗ 
veränderter Faſſung der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe angenommen. 

Art. 8 lautet nach den Commiſſionsbeſchlüſſen: 

In dem Regulativ für die vereinigten Kreisſynoden der Haupt: und Reſi⸗ 
denzſtadt Berlin kann denſelben das Recht beigelegt werden, 1) über die Ver⸗ 
änderung, Aufhebung oder Einführung allgemeiner Gebührentaxen für alle 
Gemeinden Beſchluß zu faſſen; 2) allgemeine Umlagen auszuſchreiben, und 
zwar: a. Behufs Erſatz für die aufzuhebenden Stolgebühren, b. zur Ge: 
währung von Beihilfen an ärmere Parochien Behufs Befriedigung dringen⸗ 
der kirchlicher Bedürfniſſe. Soll die Umlage für dieſen letzteren Zweck fünf 
Procent der Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an 
den Staat zu entrichtenden Perſonalſteuern (Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer) 
überſteigen, ſo bedarf es der Genehmigung der Miniſter der geiſtlichen 
R der Finanzen und des Innern. Die Umlagen 
müſſen gleichzeitig in allen Gemeinden nach gleichem Maßſtabe erhoben wer⸗ 
den, und gilt für den Repartitionsfuß die Vorſchrift des § 31 Nr. 6 der 
Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. September 1873. Auf die 
Beſchlüſſe über ſolche Umlagen findet Artikel 3 Abſatz 3, 4 des Geſetzes vom 
25. Mai 1874 Anwendung. 3) Eine Synodalkaſſe für die Einnahme und 
Verwendung der ausgeſchriebenen Umlagen zu errichten. Zur Uebertragung 
der in dieſem Geſetze den Provinzialſynoden zugeſtandenen Rechte auf die 
demnächſt zu bildende Provinzialſynode Berlin bedarf es eines Staatsgeſetzes. 

Prof. Beſeler beantragt in Nr. 2 ſtatt „fünf Procent“ „drei Procent“ 
zu ſetzen; ſowie Ai „ver Genehmigung der Minifter der geiſtlichen Ange⸗ 
legengeiten, der Finanzen und des Innern“, zu ſagen: „der Genehmigung 
des Staatsminiſteriums“. (Die Faſſung des Artikel 8 nach den Be⸗ 
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes batte an Stelle der Nr. 2 dieſes Beſeler⸗ 
ſchen Antrages die Worte „der Genehmigung durch Staatsgeſetz“.) 

Miniſterialdirector Dr. Förſter: Man kann darüber ſtreiten, ob der 
Satz von 3 oder 5 Procent der éi Zeg AS oder richtigere ſei. Sehr wahr: 
ſcheinlich iſt allerdings, daß der Satz von 3 Procent ein zu niedriger ſein 
wird, ja, daß man ſelbſt mit 5 Prozent nicht alle wünſchenswerthen Bedürf⸗ 
niſſe wird befriedigen koͤnnen. Wünſchenswerth wäre es daher, wenn wir 
den höheren Satz von 5 Procent in dieſem Geſetz feſthalten können; doch 
ftellt die Regierung die Entscheidung dieſer Nat dem Ermeſſen des Hauſes 
anheim. uf einen Punkt aber legt die Regierung ein beſonderes hohes 
Gewicht und muß dringend wünſchen, daß hierin die Beſchlüſſe des Abgeord⸗ 
netenhauſes beibehalten, das iſt die Beſtimmung, daß, wenn dieſer Procent⸗ 
ſatz berſchritten wird, dies nur mit ſtaatsgeſetzlicher Genehmigung geſchehen 
kann. Es hieße das Zustandekommen ernſtlich gefährden, wenn in dieſem 
Punkt die Commiſſionsbeſchlüſſe angenommen würden. Die Staatsgeſetz⸗ 
gebung muß hier nothwendig eingreifen. Es bandelt ſich hier ja keineswegs 
um unbedeutende Gegenſtände. In Artikel 16 dt beſtimmt, daß die ſtaats⸗ 
geſetzliche Genehmigung erforderlich iſt bei allen landes- oder provinzialkirch⸗ 
lichen Steuerumlagen, die den betreffenden Procentſatz Überſchreiten. Nun 
iſt aber eine Kirchensteuer, die über ganz Berlin geht, in ihrer Wirkung voll⸗ 
kommen gleich zu achten einer provinziellen Kirchenſtener. Es wäre alſo ein 
thatſächlicher Widerſpruch gegen den Inhalt des Artikel 16, wenn hier nicht 
eine analoge Beſtimmung angenommen würde. £ 
Proſeſſor Beſeler: Den Ausführungen des Regierungscommiſſars habe 
ich nur in Bezug auf den erſten Theil meines Antrages hinzuzufügen, daß 
bei dem von der Commiſſion beantragten böheren Maximum des Procent⸗ 
ſatzes die begründete Befürchtung beſteht, daß die freiwilligen Liebesgaben 
für die Kirche zurückgehen und die Verſuchung zum Austritt aus der Kirche 
in hohem Maße verſtärkt werden wird. f e 

b. Kleift-Rebomw: Der hiſtoriſche Grund, weshalb man die Beſteuerungs⸗ 


oeh in den Sintergttind lag, denn auch nach der. Borfälägen der! p. 


kemmung in dieſen Artikel aufgenommen, iſt die erfahrungsmäßige That⸗ 
jede, daß die Erfüllung kirchlicher Bedürfniſſe % Beſteuerungsumlagen 

e Kë g an dem Widerſpruch einzelner Parochien ſcheitert. Eine binläng⸗ 
li a der Bedürfniſſe wird aber entſchieden ausgeſchloſſen und damit 
der Deg Zweck dieſer Beſtimmung illuſoriſch gemacht, wenn das Maximum 
dieſer Beſteuerung nicht mindeſtens 5 Procent beträgt. Was die Frage be⸗ 
trifft, wer über die ER dieſes Satzes zu entſcheiden habe, jo kann 
dieſe Inſtanz nimmermehr die Landesvertretung fein, eine legislatoriſche 
Koͤrperſchaft, die ihrer Natur nach über die Frage, ob nothwendige kirchliche 
vi zu befriedigen find oder nicht, gar kein Urtheil hat. Es kann 
dieſe Aufgabe vielmehr allein von einer Verwaltungsbebörde gelöſt werden 
BS, zweckmäßigſten von den drei Miniftern, welche die Commiffion 
vorſchläg . 

„Auch v. Seufft⸗Pilſach iſt gleichfalls der Anſicht, daß es unmöglich 
fein werde, mit einem Satze unter 5 Procent auszukommen, er fürchtet 
andernfalls eine erhebliche Peeters der epangeliſchen Kirche. 

Miniſterial⸗Director Dr. Förſter weſſt Herrn v. Kleiſt⸗Retzow gegenüber 
darauf hin, daß bisher die einzelnen Kirchen⸗Gemeinden ſchon die Befuaniß 
hatten, für ſich zu kirchlichen Zwecken Umlagen auszuſchreiben, der hiſtoriſche 
Grund des Art. 8 liege alſo nicht darin, daß die Ausführung kirchlicher 
Zwecke häufig durch den iderſpruch fremder, ſelbſt begüterter Gemeinden 
unmoglich werde. General⸗Staatsanwalt Wever beſtreilet dieſe angebliche 
Bejugniß der Gemeinden, erkennt ebenſo auch eine rechtliche Tothwendigkeit 
nicht an, daß eine Erhöhung des geſetzlichen Marimalprocentiapes für die 
Umlagen nur durch Staatsgeſetz erfolgen dürfe. 

Graf zur Lippe leugnet dieſe Nothwendigkeit ebenfalls und empfiehlt, 
dem Antrag Beſeler entſprechend, die Genehmigung ſolcher Umlagen durch 
das Staatsminiſterium vorzuſchreiben. Graf Kraſſow tritt dieſem Vor⸗ 
ſchlage bei, zumal die beiden Häuſer des Landtages, denen nach den Be⸗ 
ſchlüſſen des Abgeorbnetenhaufes dieſe Aufgabe zufalle, ſchon genügend mit 
Arbeiten belaſtet ſeien und für fie ebenſo wie für die Engländer der Satz 
gelte: time is money. 5 

Nach kurzem Vortrage des Berichterſtatters wird bierauf der Antrag 
Beſeler in feinen beiden Theilen (der erſtere anſtatt „fünf“ Procent „drei“ 
Procent zu ſetzen, bei Zählung mit 41 gegen 37 Stimmen) angenommen, 
und Art. 8 in der demgemäß modificirten Faſſung der Commiſſions beſchlüſſe 
genehmigt. - 

rt. 9 lautet in der Commiſſionsfaſſung: - 

„In anderen Ortihaiten, die mehrere unter einem gemeinſamen Pfarramt 
nicht verbundene Parochien umfaſſen, können die im Artikel 8 bezeichneten, 
Zwecke auf den Antrag aller oder der Mehrheit der Parochien im Sinne des 
Artikel 4 des Geſetzes vom 25. Mai 1874 für gemeinſame Angelegenheiten 
durch das Conſiſtorium erklart werden. Beim Widerſpruch der Vertretung 
en Wey Parodie kann dies nur unter Zuſtimmung der Provinzial⸗ 
ynode geſchehen. 

(Das Abgeordnetenhaus hatte folgende Faſſung beſchloſſen: In anderen 
Ortſchaften können die in Artikel 8 bezeichneten Zwecke auf den übereinſtim⸗ 
menden Antrag der Vertretung aller oder mehrerer Parochien derſelben Ort⸗ 
ſchaft im Sinne des Artikel 4 des Geſetzes vom 25. Mai 1875 für gemein 
ſame Angelegenheiten erklärt werden.) 

Prof. Bejeler beantragt, die Faſſung des Abgeordnetenhauſes wieder⸗ 
herzustellen; jedoch vor den Worten „für gemeinſame“ hinzuzufügen „durch 
das Conſiſtorium.“ u 

Referent v. Goßler: In der Commiſſion ſei mehrfach befürwortet 
worden, für die Mißſtände, die ſich in vielen großen Städten vorfänden, in 
ähnlicher Weiſe Abhilfe zu ſchaffen, wie dies durch Art. 8 für Berlin geſchehen 
ſei. Es wurde bervorgehoben, daß es unmöglich ſei, in einem Theile der 
Stadt Umlagen zu erheben, in einem anderen nicht. Es ſei dafür auch der 
weitergehende kirchliche Geſichtspunkte 7 5 zu machen, daß dem Magiſtrat 
gegenüber zur Berathung und Beſchlußnahme über. gemeinſame kirchliche 

ugelegenheiten eine geeinigte Vertretung aller Kirchengemeinden der Stadt, 
eine Repräfentation der Geſammt⸗Gemeinde geſchaffen werden müſſe. Wenn 
aber hierzu die Uebereinſtimmung aller oder der mehreren Parochien nöthig 
und der unberechtigte Widerſpruch nicht durch Beſchluß der Majorität unter 
Zustimmung der Probinzial-Synode oder des Provinzialſynodal⸗Vorſtandes. 
zu brechen ſein ſolle, dann ſei die Beſtimmung ohne jeden praktiſchen Werth. 
Dafür ſprächen auch im Län die Vorſchriften der 88 2 und 57 der 
Synodalordnung; die concreten Verhältniſſe, die Gründe der Nothwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit müßten hier allein die Baſis der Entſcheidung bilden. 
Aus dieſen Erwägungen ſei die jetzige Faſſung des Artikel 9 entſprungen. 

Oberbürgermeiſter v. Voß unterſtützt eringend die Beſchlüſſe der Com⸗ 
miſſion, da die entgegengeſetzten des Abgeordnetenhauſes lediglich die Ver⸗ 
häliiſſe Berlins im e batten und auf andere Gemeinden, beiſpielsweiſe 
auf ſeine Vaterſtadt e e in keiner Weiſe paßten. 

Prof. Dr. Beſeler: Nach der Commiſſionsfaſſung würde man eine 
Parochialgemeinde zwingen können, für Zwecke, die ihr nicht mit einer ande⸗ 
ren Gemeinde gemeinſam ſind, ihr Vermögen berzugeben. Man hält dies 
aus Nützlichkeitsrückſichten für geboten; aber ich kann nicht zugeben, daß aus 
ſolchen Gründen die Puivatrechte einer natürlichen oder juriſſiſchen Perſon 
— wie die Kirchengemeinde iſt — verletzt werden. Ich muß Sie deshalb 
bitten, dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes, und zwar mit dem von mir 
beantragten Zuſatze „durch das Conſiſtorium“ zuzuſtimmen. Dieſer Zufag. 
iſt durchaus nicht unwirtſam, da durch ihn den Beſchlüſſen der Parodie eine 
hoͤhere Genehmigung gegeben wird. a . 

Miniſterialdirector Dr. Förſter: Ich bitte Sie, das Amendement des 
Dr. Beſeler anzunehmen, obgleich ich feinen Deductionen nicht nach jeder 
Richtung hin beitreten kann, die Einführung eines Zwangsrechts iſt nur 
dann zu geſtatten, wenn ein Nothſtand vorliegt. Dafür joll aber dieſer 
Artikel keine Vorſorge treffen, denn auch ohne einen ſolchen können Dë: von 
5 Gemeinden leicht drei zur Befriedigung gemeinſamer Bedürfniſſe vereinigen. 
Ich halte es für das allein Richtige, dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes 
deizuſtimmen und die Commiſſionsfaſſung abzulehnen. 

Profeſſor Dr. Schulze: Ich muß doch erklären, daß der Paragraph in 
der Faſſung des Abgeordnetenhauſes mir nicht für alle Verbältniſſe aus⸗ 
reichend erſcheint. In Breslau iſt es beiſpielsweiſe dringend erwünſcht, daß 
ſelbſt gegen den Widerſpruch einer einzelnen Gemeinde zum öffentlichen Wohle 
der Geſammtvertretung ein Beſteuerungsrecht nach allgemeinen Grundsätzen 
gegeben werde. Es handelt ſich dier durchaus nicht um einen Eingriff in 
das Privatrecht oder in die Vermögensrechte der Kirche, ſondern um das 
oͤffentliche Recht einer Kirchenſteuer. Und dies ſcheint mir der Commiſſtons⸗ 
antrag beſſer zu ordnen. Jetzt, wo wir daran arbeiten, unſere Kirchen⸗ 
verfaſſung organiſch aufzubauen, da muß auch der böbere kirchliche Körper 
im Intereſſe der Geſammtvertretung eine höhere Autonomie aufſtellen Löns 
Gë Ich bitte Sie daher, dem Commiſſionsantrage ihre Zuſtimmung zu 
geben. . . 

In namentlicher Abſtimmung wird hierauf mit 46 gegen 44 Stimmen 
Art. 9 in der Faſſung der Commiſſionsvorſchläge angenommen. 

Art. 10—12 werden ohne Debatte angenommen. 

In Art. 13 lautet Abſatz 2 abweichend von den Beſchluͤſſen des Abgeord⸗ 
netenhauſes: „Bevor ein von einer Provinzialſynode oder von der Generals 
ſynode beſchloſſenes Geſetz dem Könige zur Sanction vor elegt wird, iſt durch 
eine Erklärung des Staatsminiſteriums feſtzuſtellen, daß gegen das Geſetz 
von Staats wegen Nichts zu erinnern it. In der Verkündigungsformel iſt 
dieſe Feſtſtellung zu erwähnen. 

Graf Pork v. Wartenburg: ſtatt der Worte „daß gegen das Geſetz 
von Staaitzwegen nichts zu erinnern it“, zu ſetzen: daß das Geſetz gegen die 
Wee ee des Staates nicht verſtößt. e 

erichterſtatter v. Goßler empfiehlt die Faſſung der Commifjion. 

Graf Pork: 28 habe gegen das Princip der Prävention, das der $ 13 
ausſpricht, nichts zu erinnern. Aber ich finde die Beſtimmung, daß gegen 
das Geſetz „von Staatswegen nichts zu erinnern ſei“, zu unbeſtimmt. Mein 
Amendement präcifirt, worauf es ankommen fol. Der Ausdruck „von 
Staatswegen“ giebt keine Garantie, daß nicht die Staatsminiſter in innerlich 
kirchliche Dinge ſich einmiſchen oder willkürliche Beſchlüſſe faſſen und nur, 
wenn fie ſelbſtſtändig, wenn fie frei iſt, kann unſere Kirche die ſchweren Hin⸗ 
derniſſe der jetzigen Lage überwinden. Mein Amendement ſtellt Dé fo zu 
ſagen unter das Geſetz. Es bindet den Widerſpruch des Miniſters an „den 
Complex Geſetze und geſetzliche Verordnungen“ ET 

Mimiſterialdirector Dr. Förſter: Die Staatsregierung 18 mit dem Amen: 
dement York nicht einverſtanden, fie findet feine Definition des Ausdrucks 
„Rechtsordnung“ nicht richtig und legt, abgeſehen davon, auch darauf Ge⸗ 
wicht, daß fie kuchliche Geſetze unter Umſtänden auch dann müſſe zurücwei⸗ 
fen dürfen, wenn fie nicht gegen Geſetze oder geſetzliche Verordnungen bet 
ſtoße. Die Generalſynode ſelbſt erklärte ſich mit der Faſſung „don Staats⸗ 
wegen“ einberftanden. e 

b. Kleiſt⸗Retzow: Der Art. 13 iſt derjenige, der die Kirche am meiſten 
ſchadigt. Ich bitte wenigſtens in feiner Faſſung vorsichtig zu ſein. Der 
Artikel verhindert, daß die Wünſche der Synode zu Sr. Majeität dem Könige 

elangen. Der Conflict zwiſchen Kirche und Staat wird immer lediglich vom 

taatsminiſterium zum Austrage gebracht werden; fein Wille iſt immer 
entſcheidend. Das iſt das Verletzende für die Kirche, für den König. Wollen 
Sie die Beruhigung der Kirche, ſo nehmen Sie den Artikel in der Faſſung 
der Regierungsvorlage an. Jedenfalls aber iſt es wohl richtiger, an die 


1 
Stelle des Staalsminiſtetiums die des Gultusminifiers allein zu ſeten. 
eiſt⸗Retzow bea emna e Wie ug der Regierungs⸗ 
a? 1 . ch die Wiederberſtellueg der R D 
age zu Artike " e Kë 
Cultusminiſter Falk: Ich muß die dringende Bitte an das Haus richten, 
den Anträgen ihrer Commiſſton beizutreten und die geſtellten Amendements 
zulehnen. In Bezug auf den Antrag Mork habe ich den Ausführungen 
es Regierungscommißars nichts hinzuzufügen, zu wiederholen bleibt mir 
nur, daß der Ausdruck „Rechtsordnung des Staates“ nichts klar macht, 
fondern nur verdunkeit. Was das Amenvement Kleiſt betrifft, jo kann ich 
im Anſchluß an meine geſtrigen Ausführungen nur nochmals hervorheben, 
daß es im Abgeordnetenbauſe weſentlich zwei Laien waren, welche den Mit⸗ 
gliedern ihre Juſtimmung zu dem ganzen Geſetze überhaupt nur möglich 
machten, das iſt dieſer Art. 13, ſodann Art. 16, deſſen . lung 
E Beſeler beantragt, und ich babe die volle Ueberzeugung, daß dieſer 
tandpunkt vom Abgeordnetenhauſe nicht verlaſſen werden wird. follte 
daher glauben, daß Sie, m. H., alle Urſache haben, nicht einer Faſſung den 
Vorzug zu geben, welche eine weſentliche Aenderung des Art. 13 enthält, 
und damit das Zustandekommen des ganzen Geſetzes auf das ſchwerſte ge⸗ 
fährden würde. Ich babe allerdings anzuerkennen, daß auch zwiſchen den 
Vorſchlägen Ibrer Commilfion und dem Beſchluß des Abgeordnetenbauſes 
noch Differenzen befteben. Dieſe find aber durchaus nicht ſachlicher Natur, 
ſondern zurückzuführen auf ein größeres Maß bon Urbanität, welches Ihrer 
Commiſſion zu eigen war im Vergleich zu den Vo belege des Abgeordneten⸗ 
dauſes; ich meine nämlich Urbanität gegen den Oberkirchen rath. Ich ſelbſt 
babe damals im Abgeordnetenbauſe die Worte: „darf nicht“ als etwas rauh 
bezeichnet. Dieſe allein ſind hier beſeitigt, und eine ſolche Differenz ſcheint 
mir feine zu ſein, an der die Annahme des Geſetzes ſcheitern könnte. 
Berichterſt. v. Goßler: Ich kann nicht zugeben, daß es für die Kirche kränkend 
ſei, wenn man vor der Sanction ihrer Verordnungen durch den König erſt die 
Erklärung verlangt, daß von Staatswegen Nichts dagegen zu erinnern fei. 
Herr v. Kleiſt ſteht offenbar in ſeinem Untheile auf einem bon dem meinigen 
ganz verſchiedenen Standpunkte zu dem Begriffe der „Kirche.“ Das 
Amendement York bringt keine größere Klarbeit, als der Ausdruck „von 
Staats wegen.“ \ 
Unter Ablehnung der Amendements Pork und v. Kleiſt wird darauf 
Artikel 13 in der Faſſung der Commiſſion mit erheblicher Majorität an⸗ 


genommen. 5 

Artikel 15 lautet in der Commiſſionsfaſſung, abweichend von den Bes 
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes: Die königliche Verordnung ‚über Dot 
läufige JFeſtſtellung des Vertheilungsmaßſtabes (§ 14 Abſatz 2) iſt von den 


Ministern der geiſtlichen Angelegenheiten, der Finanzen und des Innern 


egenzuzeichnen. 

x —— Dr. Beſeler beantragt, ſtatt „von den Miniſtern der geift« 
lichen Angelegenheiten, der Finanzen und des Innern zu ſetzen: „von dem 
Staatsminiſterium. Das Haus tritt ohne Debatte dieſem Antrage bei. 

Art. 16, der von dem Umfange und bon den Grenzen des kirchlichen Be: 
ſteuerungsrechtes handelt, iſt von der Commiſſion geſtrichen worden. Der 
Inhalt dieſer weſemlichſten der von der letzteren vorgenommenen Abände⸗ 
rungen iſt bereits in unſerem geſtrigen Bericht über die Generaldebatte aus⸗ 
führlih charakteriſirt und enthalten wir uns deshalb der Wiedergabe des 
Wortlauts des Art. 16, Selen Wiederberſtellung in der Faſſung der Abge⸗ 
ordnetenhausbeſchlüſſe Prof, Beſeler beantragt hat. In dieſem Sinne ſpricht 
zunächſt Oberbürgermeiſter Bredt (Barmen), der durch Beiſpiele aus ſeinen 
deimiſchen evangeliſchen Gemeinden und an der Höhe der dort erhobenen 
firhlihen Umlagen die Nothwendigkeit einer Schranke des Beſteuerungs⸗ 
rechts und einer ſtaatlichen Oberauſſicht nachzuweiſen ſucht. — von Kleiſt⸗ 
Retzow verbleibt dabei, die Aufrechterhaltung des Artikels 16 fei ein Miß⸗ 
trauensvotum gegenüber der evangeliſchen Kirche. Einem Mißbrauch der 
Beſteuerungsbefugniß ſei hinreichend durch die ſoeben angenommenen Artikel 
13 und 14 vorgebeugt, da danach das Staatsminiſterium ohnehin den Ber 
ſchluß, auf Grund deſſen die Umlagen aufgelegt werden, gutzubeißen und 
zu prüfen habe. — Cultusminiſter[Dr. Falk tritt entſchieden für das Amen: 
dement ein; die Enthaltſamkeit und das Entgegenkommen, welches er dem 
Abgeordnetenhauſe nachgerühmt, beruhten zum größten Theil in dem Ver⸗ 
trauen auf die durch Art. 16 gezogene Schranke. Mit dem Wegfall derſelben 
müſſe jede Ausſicht ſchwinden, das Geſetz zu Stande zu bringen. — Prof. 
Dr. Beſeler bält ebenfalls die Vorlage ohne den Artikel 16 für unan⸗ 
nehmbar, weil das uneingeſchränkte Beſteuerungsrecht der Synoden ein Ein⸗ 
ariff in vie Competenz der Landesvertretung ſei. — Der Referent ſtellt 
Angeſichts der Thatſache, daß in der Commiſſion 5 Mitglieder für und 5 
gegen den Art. 16 geſtimmt hätten, dem Haufe die Beſchlußfaſſung anheim. 
Daſſelbe ſtellt den Art. 16 wieder ber. 0 

Die Art. 17—23 werden ohne Debatte genehmigt. 

Im $ 24 war der Grundſatz ausgeſprochen, daß den Organen der Landes: 
kirche eine Mitwirkung bei Zënn der evangeliſcheiheologiſchen Pro 
eſſuren nicht zuſtehe. Die Herrenbaus⸗Commiſſion hat dieſen Artikel ges 
lden deſſen Wiederherſtellung Prof. Dr. Beſeler mit der Modi fication 
beantragt bat, ſtatt „Mitwirkung“ ein „Recht der Mitwirkung“ zu ſetzen. 
Der Antragſteller theilt die Befürchtung nicht, daß die Staatsbehörden 
in irgend welcher Weiſe tendenziös bei der Anſtellung der theologiſchen Pro: 
fefforen verfahren könnten. Die Erfahrung hat das Gegentheil gelehrt, viel⸗ 
mehr find ſtets bewährte Theologen der allerverſchiedenſten Richtungen be⸗ 
rufen worden. So wenig wie ein ſtarr orthodoxer Gelehrter eine Gefahr für 
die kirchliche Lehre ſei, ſo wenig könne er es für gefährlich erachten, wenn 
junge Theologen einen proteſtantiſch⸗vereinlichen rofeſſor hören; weshalb 
er auch die jüngſte Verunglimpfung des Proteſtantenvereins aus dem Munde 
des Freiherrn v. Maltzahn nur ungern vernommen habe. V 

Graf v. Kraſſow vindicirt den] Organen der evangeliſchen Kirche 
daſſelbe Recht der Mitwirkung, welches den Biſchöfen bei der Beſetzung der 
kath. Profeſſuren eingeräumtſei und b. Kleiſt⸗Retzow würde in einem Proteſtan⸗ 
tenbereinler auf einem aladem. 71 die größte Gefahr für die Kirche 
erblicken, wenn die Erfahrung nicht bereits gelehrt hätte, daß die ſog. liberalen 
Theologen vor leeren Bänken leſen und unſere Studirenden lieber nach Leipzig 
und Erlangen geben, ehe ſie Dé entſchließen, die jetzt an die preußiſchen 
Univerſitäten berufenen Männer zu bören. — Graf v. Izenplitz und Ref. 
v. Goßler ſind gegen den Antrag Beſeler, weil ſein Gegenſtand gar nicht 
in das Geſetz gehöre. — Der Antrag Beſeler wird abgelehnt, es bleibt 
daher bei der Streichung des Art. 24. e y | 

In Art, 25, welcher die Fälle aufzählt, in denen die Beſchlüſſe der lirch⸗ 
lichen Organe der Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbebörde bedürfen, 
hat die Commiſſion unter Nr. 7 ez Faſſung beſchloſſen: 7) bei der 
Ausſchreibung, Veranſtaltung oder Abhaltung allgemeiner Sammlungen 
außerhalb der Kirchengebäude, welche über den Bezirk eimer Parochialgemeinde 
hinausgehen, unbeſchadet des Artikel 10 Nr. 4. e 

In der Faſſung der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe lautet die Nr. 7: bei der 
Ausſchreibung, Veranſtaltung oder Abhaltung von Sammlungen außerhalb 
der Kirchengebäude, unbeſchadet des Artikel 10 Nr. 4. 

Profeſſor Beſeler beantragt Wiederherſtellung der Faſſung der Abge⸗ 
ordnetenhausbeſchlüſſe; und wird Haler Antrag, nachdem ihn der Regie⸗ 
runggcommiſſar dringend befürwortet, vom Haufe angenommen. 

ie übrigen Paragraphen des Geſetzes werden nach den Beſchlüſſen der 
Commifſon angenommen. (Unter dieſen enthält nur § 28 eine — nicht 
principielle — Juſatzänderung zu der Faſſung der Abgeordnetenbausbeſchlüͤſſe.) 
Sodann wird das ganze Geſetz in der beſchloſſenen Faſſung in nament⸗ 
wer ` GH mung mit 64 gegen 25 Stimmen angenommen. 

M beschließen. mag die Commiſſion folgende Reſolution: das Herrenhaus 
wolle in Rucdie Erwartung auszuſprechen, daß die tönigliche Staats: 
regierung mii Küdficht auf die den Staatskaſſen zufließenden Einnahmen aus 
früheren Kirchengütern, don der neuen Organifation der evangelischen Kirche 
Veranlaſſung nehmen werde, derſelben eine entſprechende Dotation zu ver⸗ 
e 
ſtehenden Koſten auf den Staatshaushalt zu bringen. 

Nachdem der Droen fi 8 die Reſolution ausgeſprochen, 
Here v. Kleiſt ibre Annahme dringend empfohlen, wird dieſelbe vom Hauſe 
aba luz 5 Uhr. Nächſte Sitz Ei 
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Berlin, 23. Mai. (Amtliches.] Se. Mai ig bat dem 
Director der National Galerie in Berlin, 1 e N Rothen 
Adler⸗Orden vierter Klaſſe; — Ober Regierungs⸗Ralb Hintzke zu Königs⸗ 
derg i. Pr. den Königlichen onen re zweiter Klaſſe; dem Haupt⸗Steuer⸗ 
amts⸗Rendanten, Rechnungs⸗Rath Küſell zu Prenzlau, dem Steuer⸗Receptor, 
früheren Elbzollberwalter N zu Bramſche im Kreiſe Berſenbrück, 
end dem Kirchſpielvogt Mielg zu Neumanſter im Kreiſe Kiel den Königlichen 
Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; ſowie dem Schullebrer Werner zu Rogalwalde 
im rte Darkehmen das Allgemeine Ehrenzeichen verlieben. , 

Se. Majeſtät der König bat den Advocaten Dr. jur, Eyſen in Frank⸗ 
furt a. M. zum Tran sſcriplions⸗ und Sn ernannt. 

Am katholiſchen Gy mnaſium zu Glogau iſt dem Director Menge das 

rädicat „Profeſſor“ ud dem ordentlichen Lehrer Dr. Robert Scholz das 
Prädicat „Oberlehrer“ beigelegt worden. — Der practiſche Arzt, Stabsarzt 


enen 


daß dies geſchehen, die durch dieſe Organiſation ent⸗ 
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a. D. Dr. Hir chberg zu Peſen IR zum Kreiswundarzl des Kreiſes Poſen 
ernannt worden. 

Berlin, 23. Mai. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
beſichtigte von heute früh 9% Uhr ab auf dem Bornſtädter Felde bei 
Potsdam die combinirte 1. Garde⸗Infanterie⸗Brigade, verweilten als⸗ 
dann auf Schloß Babelsberg und kehrten mittelſt Extrazuges um 2 Uhr 
nach Berlin zurück. Von 3 Uhr ab ließen Se. Majeſtät Sich durch 
den Chef des Militär⸗Cabinets, General Major von Albedyll, Vortrag 
halten. (Reichsanz.) 

O Berlin, 23. Mai. [Die Conferenzen. — Das Herren: 
haus. — Camphauſen.] Die Mittheilungen, welche Graf An⸗ 
draſſy vor den Delegationen über die Berliner Conferenzen gemacht 
hat, beſtätigen vollkommen, was über das Weſen und die Bedeutung 
derſelben dieſſeits, beſonders auch in der „Prov.⸗Correſp.“ gefagt 
worden iſt. Die Hauptbürgſchaft für den Frieden bietet aber die feſte 
Einigung der drei Kaiſermächte und der Wille zur Verſtändigung „von 
Fall zu Fall.“ Im Uebrigen konnte auch die Erklärung Andraſſy's 
viel Pofitived über den Inhalt der Conferenzen nicht bringen, da, wie 
ſchon gemeldet worden, die Theilnehmer an denſelben vorläufiges Still⸗ 
ſchweigen darüber bewahren wollen. Intereſſant iſt jedech noch die 
Hoffnung Andraſſy's, daß England auch noch ſchließlich den Beſchlüſſen 
beitreten werde; zur Zeit iſt von einer definitiven Entſcheidung Eng: 
lands noch nichts bekannt. — Das Herrenhaus hofft die jetzt vor⸗ 
liegenden Arbeiten heute und morgen zu erledigen und will 
dann bis zum 10. Juni ſeine Sitzungen ausſetzen; alsdann wird 
zunächſt die Vorlage wegen Lauenburg's zur Verhandlung gelangen. 
Wenn inzwiſchen das Competenzgeſetz und die Städteordnung im 
Abgeordnetenhauſe zum Abſchluß kommen, dann dürften die betreffenden 
Commiſſionen des Herrenhauſes den Bericht für's Plenum in der 
Zwiſchenzeit vorbereiten, ſo daß das Herrenhaus ſämmtliche Vorlagen 
in der zweiten Woche nach Pfingſten zu erledigen im Stande ſein 
wird. Der Schluß der Seſſion wird dann von der Zeit abhängen, 
die etwa noch durch ein Zurückkehren der Vorlagen an das Abgeord⸗ 
netenhaus in Anſpruch genommen werden wird. — In Bezug auf 
die Camphauſen'ſche Angelegenheit war es von vornherein zweifelhaft, 
ob die Meldung von einem formellen Demiſſionsgeſuche thatſächlich 
begründet ſei. Der „Reichs⸗ und Staats⸗Anzeiger“ veröffentlicht jetzt 
ein beſtimmtes Dementi des bezüglichen Gerüchtes; gleichzeitig wird 
alles, was ſich daran an Combinationen geknüpft hat, als irrthümlich 
bezeichnet. In der That war an einigen Stellen eine ganze Mythen⸗ 
bildung in Bezug auf das angebliche Demiſſionsgeſuch und feine Ur⸗ 
ſachen entſtanden. Die Zurückweiſung dürfte ſich vorzüglich auf alle 
Angaben über Differenzen in Bezug auf die Handelspolitik und wirth⸗ 
ſchaftliche Fragen beziehen, nicht minder auf die Lesart, welche als 
Ausgangspunkt der Erörterungen den Wunſch des Reichskanzlers be⸗ 
zeichnet, ſich von dem Präsidium des Staatsminiſteriums zurück⸗ 
zuziehen. 

Poſen, 23. Mai. [Zu der heutigen Feier! des 50 jähr. Dienſt⸗ 
Jubiläums des Generals von Kirchbach überſandten Se. Majeſtät der 
Kaiſer, Se. k. k. Hoheit der Kronprinz und der König von Sachſen 
ihre Glückwünſche. 

Köln, 22. Mai. [Das erzbiſchofliche Generaloicariat! 
hat eine vierteljährige Kirchencollecte „für die nothleidenden (ge⸗ 
ſperrten) Geiſtlichen der Erzdliöceſe“ angeordnet. Die bls jetzt out, 
gebrachten Mittel ſcheinen nicht ſehr bedeutend zu fein; wenigſtens 
klagen viele Geſperrte über die ſpärlich bemeſſene Entſchädigung, die 
fie erhalten. Für den Fall der Amtsentſetzung des Erzbiſchofs 
Melchers werden die Landdechanten „quaſi⸗biſchöfliche Jurisdiction 
erhalten“, d. h. durch den Papſt ermächtigt werden, die Dispen⸗ 
ſationen, Vollmachten u. ſ. w. zu ertheilen, welche nach dem ge⸗ 
meinen Rechte von den Biſchöfen ertheilt werden. Ein ähnliches 
Arrangement iſt bekanntlich bereits in der Paderborner Diöceſe getroffen. 


Provinzial-Zeitung. 


* Breslau, 24. Mai. [Wahl.] In Bezug auf die Wahl zum 
Reichstage berichtet unſer Correſpondent in Hirſchberg unterm 23. 
Mai, Abends 9% Uhr, daß in 18 Ortſchaften Herr von Bunſen 
3069, Herr von Küſter 459 Stimmen erhalten habe. 

[Die Betheiligung der Volksſchullehrer an Vereinen! 
betreffend, veröffentlicht das „Centralblatt für die geſammte Unterrichts⸗ 


Verwaltung in Preußen“ (April⸗Heft) folgende Verfügung der Re⸗ 3 


gierung zu Oppeln: 
„Oppeln, den 8. Februar 1876. 

Wir finden uns veranlaßt, unſere Circularverfügung vom 11. April 1872 
(Schulverordnungen III. S. 9. 10), betreffend die Betheiligung der Zeit, 
ſchullehrer an Vereinen in Erinnerung zu bringen. Die Betheiligung an 
Vereinen, in denen offen oder gebeim ein den Landesgeſetzen oder den zur 
Ausführung derſelben erlaſſenen Anordnungen der Staatsregierung feind⸗ 
licher Geiſt gepflegt wird, wie dies namentlich in vielen Vereinen geſchieht, 
die unter den Namen „Katholiſcher Volksverein“, „Katholiſcher Geſellenvereig“ 
u. ſ. w. auftreten, ift — wie wir wiederholen — unvereinbar mit den Pflich · 
ten des Staatsdienerz. Es find daher event. diejenigen Lehrer, welche an 
ſolchen Vereinen ſich betheiligen, uns namhaft zu machen, und haben dieſel“ 
ben die geeigneten Disciplinarmaßregeln zu gewärtigen. 

Einer Anzeige der Herren Kreisſchulinſpectoren, welche uns durch Ver⸗ 
mittelung der Herren Landräthe einzureichen iſt, ſehen wir binnen ſechs 
Wochen entgegen. S 

Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchen: und Schulweſen. 

An ſämmiliche Herren Landräthe und ſämmtliche Herren Kreis⸗Schul 

Inſpectoren des Bezirks.“ ER 


8 Breslau, 24. Mai. [Zum Fall Hofferichter.] In der geftrigen 
Sitzung der I. Criminal⸗Deputation Bee abermals die Sache, betreffend 
den Fleiſchergeſellen Burghardt, zur Verhandlung. Das ihm zur Laſt gelegte 
Vergehen der Urtundenfälihung wäre vollſtändig bedeutungslos geblieben, 
wenn nicht durch die bekannte Eidesverweigerung des Standesbeamten 
Hofferichter der Fall weit über Schleſien binaus die allgemeine Aufmerk⸗ 
ſamkeit erregt hätte. — Wie in der erſten Verhandlung fungiren auch dies⸗ 
mal die Herren Stadtgerichtsrath Gäde als Vorſitzender, Stadtgerichtsräthe 
Henſel und Kern als Beiſitzer und Herr Dr. Scheffer als Vertreter der 
Staatsanwaltſchaft. — Nach Verleſung der Anklage, wonach bekanntlich 
Burghardt den Tod eines unehelichen Kindes anzumelden hatte und deſſen 
Eintragung als „eheliches Kind“ bewirkte, wird der Angeklagte gefragt, 
„ob er ſich ſchuldig bekenne?“ In noch renitenterer Weiſe als früher 
leugnet Burghardt ſeine Schuld und behauptet wieder, „er ſei gar nicht nach 
ſeiner etwaigen Verheirathung gefragt worden.“ Es wird ihm abermals das 
Protokoll des Standesamts, welches laut Vermerk und feinem eigenen Ge: 
ſtändniß, dem Angeklagten vorgeleſen worden iſt und deſſen Unterſchrift trägt, 
vorgehalten, doch auch bier behauptet Burghardt, „er wiſſe nicht, was er 
unterſchrieben habe“. 

Herr Staatsanwalt Dr. Scheffer beantragt zur Information das 
früdere Zeugniß des Standesbeamten Hofferichter zu verleſen. — Herr 
Stadtgerichtsrath Gäde conſtatirt aus den Acten die bekannten Vorgänge, 
ſowie daß nach Auskunft des königlichen Polizei⸗Präſidiums Herr Hoffe⸗ 
richter ſich angeblich in Böhmen aufhalte, nach einer ſpäteren amflichen An: 
gabe ſpeciell in Trautenau feinen Aufenthalt genommen babe. Es konnte 
demgemaß ſeine Herbeiſchaffung nicht bewirkt werden und erſolgt deshalb die 
Verleſung feiner unbeeideten Ausſage. — Herr Hofferichter hat behauptet, 
daß Burghardt jedenfalls die Angabe feiner Verbeirathung gemacht haben 
muß, weil ſonſt dies nicht im Protokoll enibalten fein könnte. Doch auch 
Pt beſtreitet der Angellagte die Angabe des Zeugen. — Herr Staatsanwalt 
Dr. Scheffer führt aus, daß nach S 271 des Strafgeſetzbuches nur Der: 
jenige beſtraft werden kann, der vorſätzlich bewirkt, daß falſche Eintragun⸗ 
gen in öffentliche Regiſter erfolgen, es ſei im vorliegenden Fall der „Vorſatz“ 
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— Nach halbſtündiger Beratzung verkündet der Herr Vorſitzende den 
Beſchluß des Gerichts ofes, wonach auf „Vertagung der Sache auf un⸗ 
beſtimmte Zeit“ erkannt werden te, weil ein Verzicht auf das 
Ce des Herrn Hofferichter, der von Amtswegen geladen worden iſt 

eitens der Anklage nicht zuläſſig erſcheint. Zeuge ſei auch nicht geftorben, 
oder habe dauernden, unbekannten Aufenthalt im Auslande genommen, 
deshab muß die Verhandlung auf unbeſtimmte Zeit vertagt werden. Neuer 
Termin wird angeſetzt, ſobald Hofferichter nach Breslau kommt. Nach den 
früheren Vorgängen erſcheint eine commiſſariſche Vernehmung deſſelben auch 
nicht Pa es mußte alſo mit Rückſicht auf § 21 der Verordnung 
vom 3. Januar 1849, wie geſcheben, beſchloſſen werden. 


5 Görlitz, 22. Mai. Berg e Bekanntlich iſt vor 
Kurzem in Landeshut eine Verbindung don Realſchülern entdeckt, und 
gegen zehn daran betheiligte Schüler die Relegation ausgeſprochen worden; 
im Laufe der Unterſuchung batte ſich herausgeſtellt, daß die Landeshuter 
Verbindung im Cartelverhältniß mit einer unter hieſigen Realſchülern be⸗ 
ſtehenden Verbindung „Gorlitia“ ſtebe. In Folge einer von Landeshut hier⸗ 
ber erſtatteten amtlichen Anzeige wurde denn auch in der That die Exiſtenz 
einer ſolchen Verbindung conſtatirt, und die drei Mitglieder derſelben, welche 
noch Schüler der Anſtalt waren, mit Verweiſung beſtraft. — Durch die ſehr 
billigenswerthe Maßregel der . den von zwei hieſigen 
Fleiſchermeiſtern beabſichtigten Bau von Privatſchlachthäuſern in den 
bewohnteſten und belebteſten Stadtiheilen (Wilhelmsplatz bez. Kloſterplatz) 
zu unterſagen, ſind die bieſigen Schlächter dazu gedrängt worden, die Frage 
der Errichtung eines öffentlichen Schlachthauſes aufs Neue in ernſte 
Erwägung zu ziehen. In der desbalb vor einigen Tagen abgehaltenen 
Innungsverſammlung der Fleiſchermeiſter iſt einſtimmig beſchloſſen worden, 
die im Jahre 1874 mit dem Magiſtrat gepflogenen, ſpäter fallen gelaſſenen 
Unterhandlungen wieder anzubahnen und dem Magiſtrat jetzt günſtigere Be⸗ 
dingungen zu ſtellen; und zwar beabſichtigt die Innung, den Schlachthof 
ſelbſt aus eigenen Mitteln zu bauen und deshalb den Magiſtrat zu erſuchen, 
ihr die durch das Geſetz vom 18. März 1868 der Stadtcommune zuerkannte 
Conceſſion abzutreten. In Betreff des Platzes will ſich die Innung ganz 
und gar den Beſchlüſſen der ſtädtiſchen Behörden unterwerfen. Unter 
dieſen Verhältniſſen iſt zu hoffen, daf die Stadt nun bald den ſchon längſt 
als dringend nothwendig erkannten Schlachthof erhalten wird. — Herr 
Fabrikbeſizer Dr. Schuchard iſt in dieſen Tagen zur Welt⸗Aus⸗ 
ſtellung nach Philadelphia abgereiſt, die er mit feinen Fabri⸗ 
katen (Chemikalien) beſchickt hat. Von einer anderweitigen Beſchickung 
oder Bereifung der Ausſtellung aus hieſiger Stadt iſt noch nichts dekannt 
geworden. — Major v. Homeyer, der in Folge ſeiner Reiſe nach Afrika 
noch immer ſehr leidend iſt, weilt augenblicklich zur Kur in Wiesbaden. 
Die von ihm in Afrika angelegten Sammlungen, namentlich eine entomo⸗ 
logiſche, ſollen von großem wiſſenſchaftlichem Werthe ſein. 


5 Guhrau, 22. Mai. 
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2 [Verſchiedenes.] In den letzten Nächten der 
vorigen Woche berrſchten fo ſtarke Fröſte, daß, namentlich in den frühen 
Morgenſtunden des 20. d. Mts., unſere Fluren das getreue Abbild einer 
vollkommenen Winterlandſchaft gewährten. Die verderblichen Wirkungen 
dieſer Kälte haben denn auch Wald, Feld und Garten ihr trauriges Gepräge 
aufgedrückt; die jungen Triebe namentlich der Erlen, Eichen und Eſchen, 
deren Blätter verkohlten Lappen gleich von den Zweigen herabhangen, wie 
die eben aufgehenden Kartoffelpflanzen und der größte Theil des Weines 
find erfroren. — In dieſem Jahre herrſcht eine ungewöhnliche Bauthätigkeit 
in unſerer Stadt; außer einem Neubau ſind eine Menge größerer Um⸗ und 
Erweiterungsbauten zu verzeichnen. Sie ſind theils durch den Wechſel der 
Hausbeſitzer, tbeils wohl auch durch Baufälligkeit der Gebäude veranlaßt. 
— Eben hat ſich zum erſten Male ein Fremdling als von nun an ſtändiger 
Gaſt in den ſtädtiſchen evangeliſchen Haushaltungen, der Kirchenſteuer⸗Zettel, 
eingeführt. Er beanſprucht pro 1876 auf je eine Mark jährlicher Klaſſen⸗ 
reſp. Einkommenſteuer für ſich 10 Pf. 


Berlin, 23. Mai. Die Haltung der beutigen Börfe wich von der 
ten Tendenz anfänglich nur wenig ab und war daher, obgleich der 
mfang des geſchäftlichen Verkehres eine geringere Ausdehnung zeigte, feit 
zu nennen. Als ſpäter jedoch Wiener Depeſchen eintrafen, die von dort eine 
mindeſtens zweifelhafte Strömung verriethen, machte Dé auch bier eine 
ſchwankende Haltung geltend, die indeß ſchließlich wieder einer ſich befeſti⸗ 
genden Tendenz das Feld räumte. Im Allgemeinen iſt übrigens der 
Deckungsbedarf der eingreifendſte Regulator für die Stimmung; die politiſchen 
Erwägungen treten ihm N augenblicklich um ſo mehr in den Hinter⸗ 
grund, als einſchneidige Ereigniſſe für die nächſte Zeit nicht eben in Ausſicht 
zu nehmen ſind. Daß die Beſtätigung der hoben Dividende für Halberſtädter 
animirend wirkte, darf in Anbetracht der Neuheit eines erfreulichen Fac⸗ 
tums nicht überraſchen; der Cours der genannten Actien hob Dé weiterhin 
um ca. 10 Procent, und kam dieſe Steigerung der Haltung des geſammten 
Eiſenbahnmarktes noch mehr auch um deswillen zu Gute, als die 
Fuſion der Bergiſchen und Potsdamer ebeuſalls als faſt geſichert von 
der Börſe betrachtet wird. Die Prolongationsſätze ſtellten ſich folgender⸗ 
maßen: Es bedangen Deport Credit 1,60 bis 1,80 M., Lombarden 1,10 bis 
1,20 M., Franzoſen 1,70 — 2,00 M., Reichsbank X , Disconto⸗Commandit 
%—%%, Laurabütte 4 — 4 , Köln⸗Mindener 7 . Die internationalen 
Speculationspapiere ſetzten mit feſten Notirungen ein und zogen auch ferner 
noch im Courſe an. Als die Haltung ermattete, gingen die Notirungen 
wieder auf das geſtrige Schlußnideau zurück. Oeſterr. Nebenbahnen ſchwach. 
Die localen Speculalionseffecten erfuhren gegen geſtern nur unweſentliche 
Veränderungen. Für Laurahütte zeigt ſich ein ziemlich lebhaftes Hauſſe⸗ 
utereſſe. Disconto. Comm. 111,75, ult. 113 —111,50, Dortmunder Union 
6,25, Laurah. 59,60, ult. 59,50 —59,75 = 59,25. Die auswärtigen Staatsanleihen 
ſchloſſen fich der Haltung des internationalen Geſchäfts eng an; die Anfangs 
aufgetretene recht bemerkenswerthe Feſtigkeit veiſiel in der zweiten Börſen⸗ 
ſtunde einer Abſchwächung, die bis zum Schluß andauerte. Die Cours⸗Be⸗ 
Ge, war dem entſprechend denn auch meiſt in weichender Richtung. 
Oeſterreichiſche Renten und beſonders 1860 er Looſe nachgebend. Ruſſiſche 
Werthe ſehr ſtill. Preuß. Fonds betheiligten ſich heute mehr am Verkehr, andere 
deutſche Staatspapiere blieben ſehr vernachläſſigt. Von einheim. Prioritäten 
waren Hannov.⸗Altenbeker, Freib., Potsdam. F., Anhalter u. Stettiner durch rege 
Umſätze ausgezeichnet, auch fremdländ. Priorit. erfreuten ſich einiger Beliebtheit. 
ll dem Eiſenbahnactienmarkte berrſchte auch für die nicht oben ſchon er⸗ 
wähnten Deviſen 7 gute Kaufluſt. Nur Oberſchleſiſche erwieſen ſich 
als matt, leichte Bahnen gingen ziemlich rege um, machten jedoch in der 
Cours Entwickelung keine größeren Fortſchritte. Bankactien ſehr ruhig, 
Centralbank für Induſtrie feſt und lebhaft, Centralbank für Bauten anzie⸗ 
bend, Hannoverſche Bank rege, Mecklenb. Hypotbek beſſer, Allgem. Deutſche 
Handels⸗Geſ. geſucht, Gothaer Grunderedit belebt, Bank für Rheinland 
matter. Induſtriepapiere ohne regeres Leben. Gericke wurde zu ſteigen⸗ 
dem Courſe jehr. lebhaft gehandelt, Deutſche Eiſenbahnbaugeſellſchaft an: 
iehend, Oberſchleſ. Eiſenbahnbedarf belebt, Görlitzer Eiſenbabnbedarf höher, 
altiſcher Lloyd beliebt, Continental⸗Pferdebahn geſucht und höher, Dannen⸗ 
berg Kattunfabrik und Germania begehrt, Monkanwertbe fanden ziemliche 
Beachtung, Arenberger, Tarnowitzer, Aplerbecker, König Wilhelm böher, 
Donnersmarck beſſer, Gelſenlirchen niedriger, Phönix A. weichend. — Um 
2% Uhr: Schwach. Credit 226%, Lombarden 126, Franzoſen 439, Reichs⸗ 
bank 153%, Disconto⸗Commandit 111%, Dortmunder Union 6%, Lauras 
bütte 59%, Köln⸗Mindener 102%, Rheiniſche 118 71, Bergiſche 85%, Ru⸗ 
mänen 19%, 60er Looſe 98%. 


Berlin, 22. Mai. [Berliner Biehmarkt.)] Zum Verkauf ftanden 
2316 Rinder, 6067 Schweine 1591 Kälber, 13268 Hammel. In Rindvieh 
war der Handel früh Morgens flott und die Preiſe beſonders in erſter Waare 
boch, indeß änderte ſich die Stimmung im Verlaufe des Marktes, ſo daß gem 
Ende das Geſchäft flau wurde. Man 05515 für 1. Waare M. 57—60, 2. 
Waare 48—51, 3. Waare 33-36 pro 100 Pfd. Schlachtgewicht. Das Geſchaft 
in Schweinen war der bedeutenden Zufuhr und des jehr geringen Exportes 
wegen ſchlecht und Preiſe, zumal die hieſigen Schlächter ſich ſehr reſervirt 
bielten, nicht unbedeutend niedriger wie in voriger Woche. Es galt 1. Waare 
M. 57, 2. Waare 53—54, 3. Waare 49—52 per 100 Pf. Schlachtgewicht. 
Hammel in guter Waare wurden ſchnell für Paris und London gekauft, 
jedoch nicht höher wie am vorigen Montag bezohlt. In geringeren Quali⸗ 
täten war der Handel ohne Preisveränderung matter. Ganz geringe Quali⸗ 
tät fand faſt gar keine Verwendung. Bel ahlt wurde für prima Qualität 
M. 24, ſecunda 18—19 per 45 Pfund Sclachtgewicht. — Kälber wurden 
bei ganz flauem Geſchäft nur zu niedrigen Preiſen gehandelt. 


Wien, 22. Mai. [Schlachtvieb markt.] Zum heutigen Markte wur⸗ 
den 1963 Stück aid 1416 Stuck galiziſche und 107 Gg deutſche, 
zuſammen 3486 Stück Ochſen aufgetrieben. Da dieſer Auftrieb weit binter 
dem täglich ſteigenden Bedarfe zurückblieb, fo gingen die Preiſe für Prima⸗ 
Ochſen um 4 fl., für Ochſen von mittelguler und geringer Qualität ſogar 
um 5—6 per metriſchen Centner — Der Marftberkehr war, wie unter 
dieſen Umſtänden begreiflich, ein außerordentlich belebter. Wir notirten fol⸗ 
gende Preiſe: Für ungarifhe Ochſen fl. 53— 60, eine Partie Hochprima 


nicht erwieſen und beantrage er deshalb die Freiſprechung des Angeklagten. fl. 61, galiziſche Ochſen fl. 56-60, deutſche Ochſen, meiſt für den Export 
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